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Hierzu eine Beilage.

Dentſchland.
Halle, d. 28. Febr. Die reiche Quelle aus der Deutſch

lands Verderben quillt, iſt der ſociale Radikalismus. Dieſer
Radikalismus iſt das Gift, mit dem der Kommunismus Eu-
ropa verheeren wird. Die Republikaner, die Anarchiſten, die
Wühler und ſogenannten demagogiſchen Menſchenfreunde ſchoö
pfen alle aus dem trüben Schlammwaſſer jene furchtbaren Leh-
ren, mit denen ſie die ganze Menſchengeſellſchaft in ihrem in-
nerſten Weſen bedrohen.. Oftmals haben wir auf die Gefahren,
auf die heilloſen Grundſätze des Kommunismus hingewieſen.
Und leider wird es heute nicht das letzte Mal ſein, wo die
Liebe zur Freiheit, zu Geſetz, Ordnung und Bildung uns ſitt-
lich nothigt, die verderblichen Pläne der Feinde nicht blos unſres
Vaterlandes, nicht blos des deutſchen Volkes, ſondern des gan-
zen Menſchengeſchlechts und aller Civiliſation aufzudecken. Es
wird weſentlich zum beſſern Verſtändniß der verbrecheriſchen und
zerſtorenden Beſtrebungen und Abſichten der Wuühler und kom-
muniſtiſchen Demagogen dienen, wenn wir uns uüber den Ur-
ſprung und die Ausbildung des Kommunismus eine klare Ein
ſicht zu verſchaffen ſuchen. Wir beſitzen über die kommuniſti-
ſchen Auswüchſe des menſchlichen Geiſtes ſchätzbare Schriften,
nur zu umfaänglich und zu wiſſenſchaftlich abgefaßt, als daß ſie
für Jedermann zugänglich und verſtändlich wären. Und dieje-
nigen, welche eine populäre Darſtellung verſucht haben, beſaßen
wieder zu wenig politiſche Bildung und Einſicht, als daß ſie
nicht die alten Jrrthuümer durch neue vermehrt hätten. Vor
Kurzem hat aber ein in Staatsangelegenheiten erfahrener Mann,
Dieterici in Berlin, eine kurze und gemeinverſtändliche Charak
teriſtik des Socialismus und Kommunismus geſchrieben, die wir
unſern Leſern gern als einen Leitfaden für die nachfolgenden
Unterſuchungen mittheilen wollen. Der erſte, dem die Ehre, das
Drachenei des Kommunismus ausgebrütet zu haben, nicht ab
geſprochen werden kann, war der Franzoſe Babeuf, ein Freund
Robespiere's und Danton's. Ein altes Sprichwort ſagt: zeige
mir deine Freunde, und ich will dir ſagen, wer du biſt. Wenn
dies jemals wahr iſt, ſo gilt es hier von der Freundſchaft zwi-
ſchen Robespiere und Danton, welche Frankreich mit der Guillo-
tine regierten, und zwiſchen Babeuf, dem Vater des Kom-
munismus. Babeuf lehrte, der natürliche Zuſtand der Men-

ſchen, wie er vor unſern Civiliſationsverhältniſſen geweſen, ſei
der beſte. Unter dem naturlichen Zuſtande verſteht er einen
ſolchen, wie ihn uns die Geſchichte und die erſten rohen An-
fannge der menſchlichen Geſellſchaft zeigen. Die Erde iſt mit
Wäldern, Sümpfen und Weiden bedeckt, und darauf ziehen
Jager und Hirten mit ihren Heerden herum, ohne Obdach,
ohne feſte Wohnſitze und ohne feſtes Eigenthum. Der Stifter
des Kommunismus, Babeuf, halt dieſen Zuſtand der Rohheit
für den beſten, und unter Robespiere's blutiger Herrſchaft that
er alles moögliche, dieſer Lehre Eingang zu verſchaffen, wahrend
ihm ſeine Freunde mit der Guillotine und der Abſetzung Got-
tes vorarbeiteten. Er klagte, daß überall Ungleichheit herr-
ſche, das Geſetz aber ſpreche in allen Abſchnitten und Vorſchrif-
ten nur von Gleichheit. Er wollte und forderte die Gleich
heit, weil er, und dies mit Recht, in ihr das wirkſamſte Mittel
erkannte, die Menſchen in den natürlichen Zuſtand, d. h. in
den Zuſtand der Rohheit zurückzuführen. „Nach dem Sturze
ſeiner Freunde ſammelte er Gleichgeſinnte, regte das Volk in
dieſen Verſammlungen auf, bildete eine Verſchwörung von zu
letzt 16tauſend Menſchen er ſelbſt, am ſichern Orte gegen Nach
forſchungen geſchützt, wirkte durch Maueranſchläge auf das Volk,
und durch Reden in den dunkelſten Straßen der pariſer Vor
ſtädte. Nur bei allgemeiner Anarchie, bei dem vollkommenen
Siege der Poöbelherrſchaft konnten Babeufs Anſichten durchge
führt werden. Seine Lehre lautete: „Wir wollen die Gleich-
heit nicht blos, wir wollen noch mehr, wir wollen alles Gege-
bene vernichten und verneinen. Kein Privateigenthum mehr!
Der Boden gehört Niemandem! Wir fordern den gemeinſamen
Genuß der Früchte der Erde die Fruchte gehören Allen. Lange
genug eignete ſich eine Million Menſchen dasjenige an, was
mehr als 20 Millionen ihrer Mitmenſchen, ihres Gleichen ge-
hört. Verſchwindet, ihr empörenden Unterſchiede von Reichen
und Armen, von Herrſchern und Beherrſchten. Der Augen-
blick iſt gekommen eine Republik der Gleichen zu grün-
den. Es bedarf keiner Geſchichte! Die Menſchheit iſt urkräf-
tig; keine Regierung, keine Kirche, kein Staat, kein Eigenthum
mehr! Die Stadte müſſen zerſtort, die Künſte verlaſſen, die
Wiſſenſchaft abgeſchafft, die beſondere Erziehung aufgehoben
werden. Es ſoll keine durch Kenntniß oder Bildung ausge
zeichnete Männer mehr geben, kein geiſtiges Leben. Alle müſ



ſen gleich ſein. Die ſtrengſte Cenſur muß jede Verbrei
tung von Jdeen, welche der allgemeinen Gleichheit entgegentre
ten, auf das Harteſte beſtrafen. Staände, Beamte, Gelehrte,
Künſtler, Gebildete, Berufarten Beſitzer, Eigenthümer, alles
und alles muß abgeſchafft werden.“ Das war die heilloſe Lehre
Babeufs dem Leſer überlaſſen wir, das gegebene Bild mit
dem zu vergleichen, was wir von den Rednern und jenen
Maulhelden hören, die immerdar die Gleichheit im Munde führen.

Babeuf verband ſich mit den Republikanern h
ßerſten Linken, Das Direktorium ſollte geſtürzt, ein lut
bad der Beſißloſen gegen die Beſitenden angerich
tet, und Freiheit und Gleichheit proklamirt werden. Als es
zum Ausbruch kommen ſollte, ward Babeuf gefangen genom
men und am 26. Mai 1796 guillotinirt. Napoleons Militär
herrſchaft litt nicht ein Auftreten ähnlicher Jdeen alles war
ruhig in Frankreich, ſeit er zur Herrſchaft gelangt war. Kaum
aber war er geſtürzt, als ähnliche Anſichten, wenngleich in mil-
derer Form, ſich in Frankreich wieder Bahn brachen.

Der Graf St. Simöon, den erſten Familien Frankreichs
angehörig, 1760 geboren, von einem berühmten Lehrer (d'Alem-
bert) unterrichtet, ſchon unter Ludwig XVI. im Militairdienſt,
nachher während der Revolution alles Vermogens entbloßt, ſpä
ter wieder durch Spekulationen wohlhabend, und dann wieder
arm geworden wollte für das ganze Leben eine allgemeine
Wiſſenſchaft (seience générale) erſchaffen. Er iſt in keiner
Weiſe mit Babeuf zu vergleichen aber das Gleichheitsprinzip
die Egalität) brachte auch ihn und ſeine Schüler zu folgender
ehre: „Es ſoll zwar keine Gutergemeinſchaft, keine gleiche

Theilung alles Vermögens unter Alle ſtattfinden denn die Na-
tur ſchon ſchafft Ungleichheiten unter den Menſchen jeder ſoll
nach ſeiner Fahigkeit, und jede Fähigkeit nach ihren Werken
belohnt werden aber eben um dieſes letztern moraliſchen Ge
ſetzes wegen ſollen nicht nur alle Privilegien der Geburt ohneAusnahme, es muß auch das Recht, ein Vermögen an

ſeine Kinder zu vererben, aufgehoben werden. Ein
Erbrecht des Verdienſtes anſtatt des Erbrechts in der
Familie, des Erbrechts der Blutsverwandtſchaft,
muß aufgeſtellt werden. An die Stelle des erblichen Eigen
thums muß das rein individuelle Eigenthum geſetzt wer
den. Es muß, wie es genannt wird, ein Bankenſyſtem in
jedem Staate beſtehen, d. h. eine höchſte Behörde, Bank, an
welche, wenn Jemand ſtirbt, ſein ganzes Eigenthum überwie-
ſen wird. Dieſe ſucht den geeignetſten aus, der nach Fähigkeit
und Leiſtuug dieſes Vermögen am Beſten verwalten kann, und
uüberweiſet es dieſem. So bildet ſich eine Organiſation der Jn
dividuen. (Nur bleibt auffallend, daß man noch Behörden
behält Die Ehe ſoll bleiben indeß hat das Chriſtenthum
die Frauen nur aus der Sklaverei gezogen; ſie ſind aber dem
Willen des Mannes untergeordnet. Es ſoll Ein Mann der
Gemahl Einer Frau ſein, aber ſie ſoll ihm gleich ſein in
Staat, Familie und Kirche. Mann und Weib bilden zuſam
men das ſociale Jndividuum, welches bis jetzt der Mann allein
geweſen iſt.“

St. Simon wollte nach dieſen Grundſätzen eine neue Re
ligion gründen, ſtarb aber, ohne dies auszuführen, 65 Jahr
alt am 19. Mai 1825. Von ſeinen Schülern griff Enfantin
die Jdeen St. Simons uüber das weibliche Geſchlecht auf und
bildete auch ihnen die berüchtigte Lehre der Emancipation
der Frauen. Das Weib iſt gleich dem Manne, darum darf
kein Mann dem Weibe ein Geſetz auflegen er muß ſich unfa
hig erklären, ſie beurtheilen zu können. Sie hat ſich ſelbſt zu
entſcheiden. Der ſociale Prieſter hat die Miſſion, auf gleiche
Weiſe beide Natuxen zu fühlen, die ſinnlichen und fleiſchlichen
Begierden zu ordnen und zu entwickeln. Er ſoll die Vereini-

gung erleichtern. Dieſer Wahnwitz von Lehre erregte die Auf

merkſamkeit der Regierung, eine gerichtliche Unterſuchung ward
1832 eingeleitet und Enfantin zu Gefängniß veruürtheilt.

Dies war die Lehre des St. Simonismus. Die St. Si-
moniſten verſchwanden der Fourierismus folgte.

Fourier war Kaufmann, Sohn wohlhabender Eltern in
Beſançon, 1772 geboren. Der Vater beſtimmte ihn zu dem
Geſchaft, das er ſelbſt führte. Fourier genoß nür den gewöhn
lichen Unterricht und trat zeitig in die Lehre bei dem Vater.
San Knaben entwickelte ſich beim Verkauf im Laden die
Betrachtüng, wie viele arm ſeien wie wenig „wöhlhabend. Es
könne anders ſein. Er unterſtützte aus ſeinen eigenen kleinen
Erſparhiſſen. Er ward beſtraft, wenn er Käufern zu offen die
gangrrt über Einkaufspreis u. ſ. w. geſagt hatte. Fruh ent
ſtand. bei ihm ein Widerwille gegen die jetzigen Zuſtande der
Civiliſation. Er ward Commis in Marſeille. Der Vater ſtarb
und hinterließ ihm ein bedeutendes Vermögen. Dies ging in
der Revolution verloren. Fourier blieb Commis und iſt als
ſolcher geſtorben. Jmmer trieb ihn der Gedanke, die ſocialen
Verhältniſſe des Lebens ganz umgeſtalten zu müſſen. Ohne
gründliche wiſſenſchaftliche Vorbildung las er philoſophiſche
Schriften und von eigenen Vorausſetzungen ausgehend, baute er
ſich ein Syſtem nach eigener Auffaſſung. Seine Hauptgedan-
ken ſind folgende: Das Glück iſt das Ziel aller Menſchen.
Das Glück beſteht in der Befriedigung der Triebe des
Menſchen. Das Hinderniß, an dem ſich täglich und ſtündlich
der Drang nach Befriedigung der Triebe bricht, iſt Mangel der
Mittel, Mangel des Reichthums. An Trieben ſind wir alle
gleich reich; Armuth giebt es nur in der Sphare der menſchli
chen Entwickelung. Der Menſch konnte viel mehr erſchaffen an
Werthen und Dingen, wenn nicht Viele Arbeit thun müßten,
zu denen Neigung, Anlage, Trieb ſie nicht veranlaßt. Man
würde mehr ſchaffen, und ſie ſelbſt wurden glücklich ſein, wenn
ſie nur das trieben, wozu die Neigung ſie führt. Die großen
Kapitalien drücken die kleineren. Auf einem Landgut von ge-
ringer Ausdehnung kann wenig erzeugt werden. (!12) Es muß
eine Organiſation der Arbeit, eine Aſſociation der
Kräfte eintreten. Dies wird erreicht durch Errichtung von
beſondern Anſtalten, die er Phalanſteren nennt. Auf jeder
Quadratmeile ſollen 2000 Menſchen leben. Jn der Mitte der
Quadratmeile wird gleich einem Pallaſt, mit großen Seitenflü
geln das Phalanſterium erbaut. Jn dieſem wohnen die 2000
Menſchen getrennt in Familien oder einzeln. Der Vorſteher
(alſo auch hier wieder eine Behörde, und dieſe Menſchenbeglü
cker wollen doch keine Behoörden) heißt Unarch (beſſer: Mo
narch); er herrſcht über das ganze Phalanſterium; aber er
hat weder Garden noch Waffen was ſollen ſie ihm?! Die
Freiheit der Begierden iſt höchſtes Geſetz; es iſt ja
unmoöglich, dagegen zu verſtoßen. Freiheit und Gleichheit iſt
das Loſungswort fur das ganze Leben der neuen ſocialen Welt;
allen ſteht alles offen, keiner hat eine Grenze als in ſich ſelber.
Von Kindheit an thut in dem Phalanſterium jeder, wozu ihn
die Neigung treibt. Schon die Kinder werden nach ihren ver
ſchiedenen Trieben geſondert in ſchreiende, ſpielende und ſinnende.
Jhre Erziehung wird nach der Neigung jedes Kindes beſtimmt;
es bilden ſich Gartner, Landbauer, Weber, alle Gewerbe. Die
Bewirthſchaftung des Bodens wird nach großem Syſtem be-
trieben. Nach ſeiner Neigung treibt der Eine die Heerden, der
Andere ſäet, der Dritte erndtet oder pflügt (oder alle drei thun
auch gar nichts, weil ſie die Freiheit der Begierden gerade treibt
zu faullenzen, wie ſehr auch die Arbeit drängt). Dadurch, daß
ein Jeder das treibt, wozu die Neigung ihn fuhrt, wird viel mehr
geſchafft (oder vielmehr, es bleibt alles liegen). Das Phalan
ſterium beſorgt Waäſchereien, Bäackereien u. ſ. w. im Großen
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dabei wird viel geſpart. (?2) Die Bewohner des Phalanſteriums
geben Kapital in das Ganze, Arbeit, Talent; von der gewon-
nenen Maſſe erhält das Kapital die Arbeit das Ta
lent Wer in das Theater gehen will, findet dies im Pha-
lanſterium, denn dort iſt Alles, auch der Schauſpieler wer ge
meinſchaftlich eſſen will, findet große Speiſeſäle wer in der Fa-
milie leben will, zieht ſich in ſeine Wohnung zurück. Die Ehe
bleibt. Aber da in der jetzigen Welt ſo oft die Verheiratheten
in ihren gegenſeitigen Neigungen ſich getäuſcht finden ſo iſt in
Liebesſachen größere Freiheit geſtattet. Es werden verſchiedene
Grade in den Verbindungen der Liebe eingeführt. Die drei
vorzüglichſten ſind: 1) Geliebte, 2) Erzeuger und Erzeugerin-
nen, 3) Gatten. Die letzten müſſen wenigſtens zwei Kinder mit
einander erzeugt haben. Die zweiten haben nicht mehr als ein,
die erſten gar kein Kind mit einander. Dieſe Titel geben den
Verbundenen verhaltnißmaßig wachſende gegenſeitige Erbberech-
tigung. Eine Frau kann gleichzeitig haben einen Gatten, einen
Erzeuger, einen Geliebten außerdem noch bloße Liebhaber die
keine Bedeutung vor dem Geſetz haben. Jm Handel zieht
jetzt der Kaufherr einen beſondern Gewinn. Der kann ganz
erſpart werden. Das Phalanſterium übernimmt den Austauſch
der Waaren im Jn- und Auslande.

Dieſe Lehre, die in der Hauptſache darauf hinausgeht, die
Völker in Spitäler zu ſperren und darin eine Kaninchenwirth-
ſchaft zu führen, fand in Frankreich vielen und wachſenden An-
hang. Die verſchiedenen Jdeen wurden in den Journalen wie-
derholt. Lamennais bildete die religiöſe Seite weiter aus;
Leroux glaubte in der allgemeinen Humanitat den Beweis für
die Richtigkeit des Gleichheitsprinzips zu finden. Der frühere
Buchdrucker Proudhon geht in ſeinen Schriften vorzugsweiſe
auf das Eigenthum. Er lehrt: Es iſt ein Unrecht, daß, wer
nicht arbeitet, vom ererbten Kapital Zinſen und Genuß ziehen
will. Der Arbeiter allein hat Anrecht auf Gewinn das Ka-
tal muß der Arbeit dienen. Nicht der Kapitaliſt, nicht der
Arbeitgeber hat zu beſtimmen wie viel Lohn der Arbeiter er

die Ehe, ſagen ſiel, muß (aufgehoben werden, weil es
ein ungerechtes Geſetz iſt, das zu Sklaven macht, was die Na
tur frei erſchuf, und das Fleiſch als perſönliches Eigenthum
ſetzt, wodurch die Gütergemeinſchaft und das Glück unmoglich
gemacht wird. Cabet will zwar in dem von ihm herausgege
benen vollſtändigen Glaubensbekenntniß die Ehe belaſſen, beſon
ders weil ein Dotalſyſtem und Ungleichheit bei Gütergemein
ſchaft nicht eintreten könne. Aber unumwunden ſagt er: „ich
glaube, daß die Natur die Erde beſtimmt hat, in
Gemeinſchaft und ungetheilt beſeſſen zu werden,
wie die Luft, das Licht, die Wärme, daß ſie eine
Theilung nur für die Erzeugniſſe und die dem Be
dürfniſſe des Einzelnen unentbehrlichen Dinge an-
gezeigt hat, und daß die Gemeinſchaft das natür-
liche Syſtem iſt; ich glaube, daß das Eigenthumeine
rein menſchliche Erfindung und Einrichtung iſt;
daß die Ungleichheit und Veräußerlichkeit des Ei-
genthums ein Jrrthum, vielleicht der unſeligſte
war; daß die Unbeſchränktheit des Eigenthums die
Ungleichheit der Vermögenslagen befördert hat und
die Haupturſache des Reichthums und des Elends,
aller Laſter und allen Unheils der Menſchheit ge-
worden iſt; ich glaube, daß ſtatt des Reichthums
Einzelner und Mangels der Mehrzahl, man den
Wohlſtand Aller zu bewirken ſuchen ſoll, weshalb
die natürliche Güter gemeinſchaft hergeſtellt und

Eigenthum Einzelner abgeſchafft werden
muß.“

Das iſt in Kurzem die Geſchichte des Socialismus und
Kommunismus und dies ſind die hauptſaächlichſten Lehren und
Grundſatze, mit denen die Staaten und die Menſchheit gegei-
ßelt und gepeinigt werden. Die meiſten dieſer Lehren führt der
deutſche Wühler im Munde, und unſere Republikaner und die
linken Mitglieder der Parlamente bekennen ſich offen zu den

halten ſoll; umgekehrt muß es ſein; der Arbeiter hat den grö
ßeſten Antheil am Verkauf der Waare, und beſtimmt, wie viel
er für das Kapital an Zins u. ſ. w. geben will. Vermö-
gen, Kapital haben iſt ein Diebſtahl an der Nation.
Den Arbeitern gehört aller Verdienſt. Alles Eigenthum
iſt ein Diebſtahl. Louis Blanc's Hauptthema iſt die
Organiſation der Arbeit. Der Staat hat nach Blanc's
Anſicht die Verpflichtung, alle Produktion zu ordnen er ſoll
die Konkurrenz, den Feind der arbeitenden Klaſſen, durch die
Konkurrenz vernichten, dem Arbeiter Arbeit verſchaffen. Louis
Blanc unterſcheidet die Bourgeoiſie von dem Peuple. Jene
ſind die Beſitzenden, dieſe die Beſitzloſen, die Proletarier. Letz-
terer nimmt ſich L. Blanc vorzugsweiſe an. Es muß hervor-

ehoben werden daß durch die Revolutionen, durch das ewigeUnſtürzen, dieſe Klaſſe ſehr gewachſen war, und da ſie in den

politiſchen Sturmen, namentlich 1830, in Paris in den Gefech-
ten beſonders thätig geweſen war, auch politiſch ein Recht zu
haben glaubte, daß die Regierung fur ſie ſorge, ſich ihrer anzu
nehmen.

An dieſe verſchiedenen Anſichten reihet ſich nun das ſyſte
matiſch ausgebildete Syſtem des Kommunismus, deſſen eigen-
ſter Vertreter Cabet iſt. Jn der Hauptſache entſpricht dieſer
jetzige Kommunismus den Meinungen Babeufs, mit Aufnahme
und Hervorhebung des Gedankens, daß der Arbeiter über-
all im Staate die Häuptſtimme haben müſſe; und
deshalb nationale Werkſtätten zu errichten ſeien. Viele Kom-
muniſten wollen Aufhebung der Familie, weil ſie die Zerſplit-
terung der Zuneigung hervorruft und die
derlichen Liebe zerreißt, die alle Menſchen vereinigen ſoll. Auch

Harmonie der brü

kommuniſtiſchen Grundſätzen. Darüber gelegentlich Mehreres.
BVBerlin, d. 26. Febr. Je freundſchaftlicher ſich die Be

ziehungen des Preußiſchen Cabinets zu dem Engliſchen geſtal-
ten, je mehr ſich die kleinern Fürſtenhauſer Deutſchlands Preu
ßen anſchließen, mit einem Worte, je ſelbſtſtändiger die Politik
Preußens nach Außen wird, mit deſto neidiſcherem Auge blickt
Rußland auf das ſich von ſeiner Politik losringende Preußen.
Rußland hat die triftigſten Gründe, der Reorganiſation des
Deutſchen Staatenbundes hindernd in den Weg zu treten des-
halb laßt es auch in der neueſten Zeit keine irgendwie paſſende
Gelegenheit vorübergehen, ohne auf die Aufrechthaltung aller
Punkte der Tractate von 1815 zu pochen. Wir haben
ſchon neulich mitgetheilt, daß die Norddeutſchen Souveraine
(ſo viel uns bekannt alle, mit Ausnahme der Koönige von
Sachſen und Hannover) Preußen den Oberbefehl über ſammt-
liche Norddeutſche Truppen angetragen haben. Heut erfahren
wir nachtraglich, daß auch der Anweſenheit des Kurfuürſten von
Heſſen derſelbe Zweck zu Grunde lag. (Magdb. Z.)

Die Abgeordneten der 2. Kammer, welche die Verfaſſung
vom 5. Dezember als geltendes Staatsgrundgeſetz anerkennen,
halten im Gaſthofe zur Stadt London auf dem Donhofs
Platze jeden Abend Parteiverſammlung. Vorgeſtern führte
Freiherr v. Vincke den Vorſitz. Der Landtagsmarſchall
beim vereinigten Landtage, Herr von Rochow, ſoll aus Ge
ſundheitsruckſichten die Praſidentur fur die erſte Kammer ab
gelehnt haben die meiſten Chancen für die Praſidentur hat
nachſtdem der frühere Finanz- Miniſter Herr von Alvensleben
und man glaubt auch, daß er dieſelbe annehmen werde.

Der Finanzminiſter Rabe ſoll ſich bei ſeinen Büreau Be
amten das Pradikat Excellenz verbeten haben. (D. R.)
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Berlin, d. 27. Febr. Der Allgemeinen ZeitungsKor-
reſpondenz entnehmen wir noch folgende Notizen über die Er
öffnung der Kammern Die Eröffnung geſchah im weißen Saal,
äußerlich in derſelben Weiſe, wie die Eröffnung der National
Verſammlung. Auf der Tribüne hatte, ſo weit es der be-
ſchrankte Raum zuließ, ein kleines Publikum aus allen Stan
den Platz gefunden fur das diplomatiſche Korps war eine be-
ſondere Loge abgegränzt. Wir bemerkten den hannoverſchen,
den belgiſchen, den engliſchen, den württembergiſchen, den nie
derlaändiſchen, ſardiniſchen, braſilianiſchen und einige andere Ge-
ſandte. Der ruſſiſche Geſandte fehlte; ſtatt ſeiner erblickte man
einen Attaché und in gleicher Weiſe waren die franzöſiſche und
türkiſche Geſandtſchaft vertreten, da die Chefs dieſer Beiden zur
Zeit abweſend ſind. Die Geſandten trugen zum Theil große
Uniformen und waren glanzend mit Orden dekorirt. Die Ab-
geordneten waren ſehr zahlreich verſammelt und namentlich auch
alle Mitglieder der äußerſten Linken anweſend, insbeſondere
Waldeck, Jokoby, Temme, d'Eſter, Stein und Andere. Neben
ihnen ſahe man die Herren v. Vincke, Griesheim, Bodelſchwingh,
Brünneck, Graf Arnim Boitzenburg, von Bonin, von Alvens-
leben, Schaper u. ſ. w. Die aäußere Haltung der Abgeordne-
ten war eine gefällige, ohne daß eine eigentlich etikettenmäßige
Toilette bemerkbar geweſen wäre. Man erblickte weiße Hals-
binden neben den ſchwarzen, viele Orden und ſelbſt große Ban-
der, die unter den Röcken getragen wurden Uniformen trugen
nur die Militairs. Jm Ganzen war indeß der außere Ein-
druck ein mehr ariſtokratiſcher, als im Mai, wozu weſentlich
das diesmalige Fehlen der Bauerntrachten und die ſtatt deſſen
bemerkbaren glänzenden Livreen, Equipagen u. ſ. w. das Jhrige
beitrugen. Die Deputirten bewegten ſich ungezwungen durch
einander, oder nahmen auf den im Halbkreiſe um den Thron-
ſeſſel geſtellten Stühlen einen Sitz ein. Einige Minuten nach
11 Uhr wurde gerufen: „Seine Majeſtät der König und
derſelbe ſchritt unter Vortritt der großen Hofchargen, insbeſon
dere der Herren v. Maſſow, Arnim, Stillfried, Pachelbl,
v. Redern und Meyring in den Saal. Derſelbe trug die Jn
terims- Uniform der Garde du Corps und den ſchwarzen
AdlerOrden, das Haupt war mit dem Helm bedeckt. Sein
äußeres Anſehen war ruhig, obwohl er gealtert und magerer
geworden zu ſein ſchien. Unter einem dreimaligen lebhaften
Ruf: „Es lebe der König!“ ſchritt er freundlich grüßend zum
Thronſeſſel und nahm auf demſelben ſeinen Sitz ein. Jhm
zur Linken ſtanden die Miniſter in folgender Reihe: Graf v.
Brandenburg, Manteuffel, Rintelen, Strotha, Ladenberg, v.
d. Heydt, Rabe, alle in großer Uniform, der Miniſterpräſident
mit dem rothen Adlerorden dekorirt. Rechts vom Koönig ſtellten
ſich die mit ihm eingetretenen Prinzen von Preußen, Karl,
Albrecht, und die Söhne der beiden erſteren. Der König nahm
hierauf die Rede aus den Handen des Miniſters von Bran-
denburg und verlas ſie mit feſter Stimme. (D. R.)

Berkin, d. 27. Februar. Heute wurden die Sitzungen
der zweiten Kammer eröffnet. Der erſte Blick auf die Ver-
ſammlung lehrt, wie ſchroff die Parteien einander gegenüber
ſtehen. Der Miniſtertiſch, welcher das Centrum der Verſamm-
lung einnimmt, trägt dazu bei, die Sonderung der Rechten
von der Linken noch zu verſcharfen.

Um 10 Uhr erinnert Naumann daran, daß es Zeit
ſei, fich zu konſtituiren und den Alterspräſidenten zu ernennen.
Warum ſoll Unruh es nicht ſein? ruft eine Stimme aus der
h die von ihrer eigenen Partei zum Schweigen gebracht
wird.

Kanonikus Lenſing zählt 65 Jahre und 2 Monate. „Jſt
Eſſer nicht älter? fragt man auf der Linken wo iſt Eſſer?“

Eſſer wird gefunden und weicht mit einem Scherze der Ehre
aus, der Aelteſte der zweiten Kammer zu ſein.

Lenſing tritt ſein Amt an und ſpricht einige Worte zur
Einleitung, die „ſeine Anſichten und Gefühle“ ausdruücken ſollen.
Es ſei dies, ſagt er, die erſte verfaſſungsmäßige Verſammlung,
nach der Preußen ſeit 30 Jahren ſich geſehnt er ſpricht von
dem Jubel, mit dem das Land die Verfaſſung aufgenommen, nach
dem der National Verſammlung ihr Werk nicht hat gelingen
wollen.

Zu ſolchen Aeußerungen darf die Linke natürlich nicht
ſchweigen Herr Grün behauptet daher von Allem das Ge
gentheil.

Der Alters Präſident fordert die vier jüngſten Mitglieder
auf, das Sekretariat zu bilden es melden ſich vier Mitglieder
der Linken, die das 30. Jahr noch nicht weit überſchritten ha
ben, unter ihnen Parriſius, Grün und Loöhr. Der rechten
Seite dankt das Haus alſo ſeinen Alters-Praſidenten, und der
linken ſein jugendfriſches Sekretariat.

Die erſte Sorge gilt der Geſchäftsordnung. Zwei
darauf bezugliche Antrage werden eingereicht.

Die Rechte beantragt, daß eine von Viebahn, Geß-
ler, Muüller, Riedel, Keller und Ulrich ausgearbeitete
vollſtändige Geſchäftsordnung von der Verſammlung en bloc
angenommen werde.

Dieſe Geſchaftsordnung iſt nach denen der preußiſchen und
deutſchen National- Verſammlungen und nach der der belgiſchen
Kammer zuſammengeſtellt. Sie umfaßt die Bildung der Ab-
theilungen, die Prüfung der Vollmachten, die Rede- und Ab-
ſtimmungs- Ordnung und beanſprucht nur eine proviſoriſche Gel-
tung, bis die definitive Geſchäftsordnung von einer Kommiſſion
vollendet iſt.

Von Seiten der Linken beantragt Herr von Unruh
zuvörderſt die Bildung der Abtheilungen durch das Loos, damit
die Prüfung der Vollmachten vor ſich gehen koönne, in der
Weiſe, wie es die Geſchafts-Ordnung von Viebahn und Kon
ſorten will ſodann die Annahme einer vorläufigen Rede und
Abſtimmungs Ordnung, die dem augenblicklichen Bedürfniß ab
helfe, bis die definitive Geſchäfts Ordnung durch eine ſelbſtge
wählte Kommiſſion ausgearbeitet ſei.

Beide Seiten des Hauſes verlangen Abſtimmung über ihre
Antrage: wenn eine Abſtimmung nur möglich wäre! Denn die
Rechte und die Linke verſichern ſich gegenſeitig, daß ſie die Vor-
lage des anderen Theils noch nicht einmal geleſen haben, daß
alſo eine Abſtimmung über ein Ungeprüftes vor der Hand un-
möglich ſei. Die betreffenden Druckſchriften ſind vielen Mitglie-
dern ja erſt beim Eintritt in den Saal eingehandigt worden
und eine Geſchaftsordnung von ſo und ſo viel Paragraphen
verlangt doch wahrlich eine ſorgſame Lektüre.

Aber nicht blos unbekannt ſind die Vorlagen in einer
Hälfte des Hauſes, ſondern ſie erſcheinen auch verfanglich, we
nigſtens denen, die bereits einen Blick hineingethan haben.
Herr von Berg ruft der Rechten zu: „timeo Danaos!“ wor-
auf Vincke erwidert: „und wir fürchten die Trojaner!“
Schließlich erklärt ein ehrenwerther Abgeordneter, daß hier we-
der Danger, noch Trojaner, ſondern nur Vertreter des Volks
beiſammen waren.

Der Linken erſcheint die Geſchäftsordnung der Rechten ver
faänglich, weil ſie den Abtheilungen einen zu großen und dem
Praſidenten in Bezug auf die Polizei der Kammer einen zu
geringen Einfluß einräumt. An dem Letzteren ſtieß ſich nament-
lich Herr v. Kirchmann.

Der Rechten erſcheint der Antrag der Linken verfänglich,
weil er, wie Hr. v. Bismark bemerkt, der Linken bei der
zufälligen Bildung des Sekretariats Vortheile gewähre.
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Mitten unter dieſen Formſtreitigkeiten, die beide Theile
gern beendet wünſchen, wirft d' Eſter den Miniſtern, von de
nen nur die Herren v. Manteuffel und v. Ladenberg ſich am
Tiſche befinden die Malice zu: Schade, daß ſie nicht auch eine
Geſchäfts-Ordnung oktroyirt hätten dann waäre man von alle
dem Hader befreit und könne ſich ohne Weiteres dem wahren

Volkswohle widmen. A. iEndlich räumen ſich die Rechte und die Linke gegenſeitig
ein, daß über ihre bisher ungeprüften Vorlagen eine Abſtim-
mung unmöglich ſei. Jmmermann beantragt daher Verta-
gung für die Abſtimmung bis morgen, und damit die Verſamm-
lung inzwiſchen nicht unthätig ſei, Bildung der Abtheilungen
durch das Loos und Prüfung der Vollmachten.

Viebahn und Konſorten ziehen ihre Vorlage zurück, und
Herr v. Unruh erklärt ſich mit Herrn Jmmermann einverſtan
den, deſſen Antrag ja nur einen Theil des ſeinigen enthalte.

Die Linke verlangt Theilung der Frage und erlangt ſie mit
161 gegen 155 St. da ein Theil der Rechten und Jmmermann
ſelbſt dafür ſtimmen ohne aus der Frage eine Parteifrage zu
machen dagegen wird der erſte Theil des Jmmermann'ſchen
Antrags mit einer kleinen Mehrheit, und der zweite einſtimmig
angenommen, ſo daß der Wunſch der Linken, den Antrag v. Un
ruh's heute zur Debatte geſtellt zu ſehen, nicht erfüllt wird.
Alsdann ſchritt man zur Bildung der Abtheilungen.

So waren denn alſo zwei Stunden mit einer Debatte
über eine umfaſſende und eine kürzere Geſchaftsordnung ver-
bracht, die einem großen Theil der Verſammlung noch unbe-
kannt waren. Man kam darauf zuruück, daß man ſie zuvor

leſen müſſe.
Der erſten Kammer gelingt ihre Konſtituirung beſſer. Sie

wahlt durch Stimmzettel Rudolf v. Auerswald zum Pra
ſidenten und nimmt eine proviſoriſche Geſchaftsordnung faſt ein

ſtimmig an. (D. R.)Berlin, d. 28. Februar. Seine Majeſtät der Kö-
nig haben zu befehlen geruht, daß der Sarg, in welchem ſich
die Hohe Leiche des Hochſeligen Prinzen Waldemar Konig-
liche Hoheit befindet, nach deſſen Ankunft in der Stille nach
der Domkirche gebracht und auf der Eſtrade vor dem Altar nie-
dergeſetzt werde das Leichenbegängniß aber mit den einem Kö
niglichen Prinzen und dem Hohen militäriſchen Range des
Hochſeligen gebuührenden Ehrenbezeugungen vor ſich gehen ſoll.

Der Fürſt von Pückler iſt von Hamburg hier ange
kommen.

Potsdam, d. 25. Febr. Da der hier gewählt geweſene
Deputirte Hr. v. Ladenberg die gleichzeitig auf ihn in Halle
gefallene Wahl angenommen hatte, ſo fand hier geſtern eine
Nachwahl ſtatt bei welcher der Miniſter Rintelen 12 Stim-
men und eben ſo viel der Legationsrath v. Gruner hatte.
Das Loos entſchied darauf für den letztern.

Poſen, d. 23. Febr. Man tragt ſich hier wieder mit
Gerüchten von einem auch in unſerer Provinz aufs Neue be-
vorſtehenden Putſch, und es würde uns in der That nicht wun
dern, wenn auch diesmal wieder der im Südweſten Deutſch-
land angedeutete Flammenausbruch an dem politiſchen Him
mel unſerer diametral gegenüberliegenden Grenzmark einen
blutigen Reflex erhielte. Notoriſch iſt, daß an vielen Orten
wieder Senſen für eine Frühlingsernte geſchmiedet werden, und
es haben mehrere kleine Städte der Provinz beim hieſigen Ge-
neralkommando um verſtarkte oder um neue Beſatzung gebe
ten. Die Zeiten ſind noch nicht gekommen, wo den hieſigen
Deutſchen das Zuſammentreten zu Schutzvereinen und gegen
ſeitigen Verbrüderungen entbehrlich wäre. Wir mochten ſie
wiederholentlich an dieſe Pflicht erinnern. (Voſſ. 3.)

Bernburg, d. 22. Februar. Vor einiger Zeit brachten
mehrere Zeitungen die Nachricht, der König von Preußen habe
ſich der Vereinigung der anhaltiſchen Lander, zu deren Vermit-
telung der Reichs Kommiſſar von Ammon in Bernburg war,
widerſetzt, und zwar um Erbanſprüche einer preußiſchen Prin
zeſſin geltend zu machen. Dieſe Nachricht iſt gänzlich entſtellt
und das Sachverhaltniß Folgendes: Jn Bernburg hatte ſich
eine Partei gebildet, welche die Abdankung des Herzogs und
Verſchmelzung der drei anhaltiſchen Lander begehrte. Dieſer
gegenüber war eine andere Partei aufgetreten, welche die Selbſt
ſtandigkeit Bernburgs ſo lange als möglich gewahrt wiſſen wollte.
Die Entſcheidung lag in der Hand der Herzogin, von der man
verlangte, daß ſie ihren gemuthskranken, alſo regierungsunfahigen
Gemahl zur Abdankung bewege. Zwiſchen den Anforderungen
beider Parteien ſtehend, war es für die Herzogin ſchwierig, ei-
nen Entſchluß zu treffen, und ſie wandte ſich um Rath an den
König von Preußen. Der Koönig ſprach ſich in ſeiner Antwort
durchaus nicht gegen die Abdankung des Herzogs von Bern-
burg reſp. die Vereinigung der anhaltiſchen Länder aus, aäußerte
aber den Wunſch, das Allodial- Vermögen des Herzogs vor deſ-
ſen Abdankung feſtgeſtellt zu ſehen. Jnteſtat-Erbin dieſes Allo-
dialVermoögens iſt naämlich die Schweſter des Herzogs, vermahlt
mit dem Prinzen Friedrich von Preußen. Die Feſtſtellung des
Allodial- Vermögens würde aus leicht begreiflichen Gründen nach
der Abdankung des Herzogs ſchwieriger ſein und leicht zu Miß-
helligkeiten führen. Man erſieht aus dieſen einfachen Thatſa-
chen, daß die preußiſche Regierung der Sache ganz fremd iſt,
daß nur der König privatim um Rath gefragt worden, daß
dieſer Rath nicht gegen die Abdankung des Herzogs ausgefallen
iſt, und daß der Wunſch wegen Feſtſtellung des erwähnten Ver-
moögens mit der Politik nichts zu ſchaffen hat, ſondern ſich le
diglich auf privatrechtliche Anſprüche bezieht.

Ungaru.
Der große Krieg in Ungarn neigt ſich ſeinem Ende zu

Von allen Seiten gedrängt, in Hermannſtadt und Kronſtadt
die Ruſſen, hart im Rücken das Corps Puchners, vor ſich
Arad mit der Kaiſerlichen Beſatzung könnte es General
Bem höochſtens gelingen, ſich gegen die galiziſche Grenze durch-
zuſchlagen, aber die Grenzpaſſe ſind gut beſetzt, und geſetzt
auch, es gelaänge ihm hier dennoch durchzukommen, ſo ſte
hen langs der galiziſch- ruſſiſchen Grenze ruſſiſche Truppen
marſchfertig wie in den Donaufürſtenthümern. Was ein Puch-

ner auf ſeine eigene Verantwortlichkeit hier gewagt hat, wird
ein Hammerſtein zu thun auch nicht ſäumen. Wie geſagt, der
große Krieg in Ungarn neigt ſich ſeinem Ende zu, aber der
Preis iſt ungeheuer. Sie hatten die Geſichter ſehen ſollen, als
die Wiener Zeitung die ruſſiſche Jntervention in Siebenbürgen
als bereits geſchehen anzeigte. Selbſt die Boöörſe, ultraconſer
vativ, wie alle Boörſen Europas, wie überhaupt alles, was mit
Geld und Geldeswerth ſpeculirt, ſelbſt die Boörſe ſchrak in ſich
ſelbſt zuſammen und die Courſe wichen. Jn der That läßt
ſich die Tragweite dieſes Schrittes der Regierung nicht bemeſ-
ſen, denn glauben wir auch durchaus nicht an irgend eine Ein
miſchung Englands oder Frankreichs für den Moment, ſo iſt
immerhin der Stoff zu außergewöhnlichen, inner und außer
ſtaatlichen Verwickelungen gegeben. (Conſt. Bl.)

Jtalien.
Aus Rom vom 16. Febr. wird berichtet, daß Gioberti's

jüngſte Rede, die fich gegen das ſtürmiſche Vorſchreiten in
Rom und Toscanga ausſprach großen Schrecken verbreitet und
Manche mit Reue über die raſche Republikaniſirung erfüllt
habe. Die Finanz- und Geldnoth war im Steigen. Jn Pe-



rugia hatte das Volk die Jnquiſition geſtürmt und verheert.
Es beſtätigt ſich, daß die Stadt Ferrara von den Oeſter
reichern wieder beſetzt und ihr ſtrenge Bedingungen auferlegt
worden, weil am 6. und 7. Febr. öſterreichiſche Truppenab-
theilungen vom Volk groöblich inſultirt, ein Offizier verwundet
und mehrere Soldaten die zum Menageeinkaufen in die Stadt
gekommen, ermordet worden.

Dänemark.
Kopenhagen d. 21. Febr. Folgende Ernennungen

für den Sommer 1849 in der Marine werden in den heutigen
Blattern veroöffentlicht. Es ſind ernannt: zum Befehlshaber
des Geſchwaders an der Oſtküſte der Herzogthümer Comman-

dei und Venedig aufzugeben, und daß er bereit ſei, dieſe Rechte,
wenn ſie von neuem angegriffen wurden, mit allen Kraften
des Reichs zu vertheidigen.“

Die vorgeſtrige „Times“ widmet der ſchleswig- holſteini
ſchen Friedensfrage einen längeren Artikel. Wie ſie wiſſen will,
iſt Ritter Bunſen ſowohl vom preußiſchen Hofe, als von der
Centralgewalt zu Frankfurt mit Vollmachten verſehen, auf

eine Unterhandlung einzugehen, welche den Abſchluß eines defi
nitiven Friedensvertrages zwiſchen Danemark und den bewaffnet
für die Herzogthümer eingeſchrittenen deutſchen Mächten be
zwecken ſoll. er Artikel ſchließt mit den Worten: Die Un
terhandlung (betreffs eines Friedensabſchluſſes) wird in Lon
don eroöffnet, die Entſcheidung aber in St. Petersburg

deur Garde, zum Befehlshaber des Geſchwaders in der Nord
ſee: Commandeur-Capitain Bille und zum Befehlshaber der
Eskadrille an der ſchleswigſchen Weſtküſte: Commandeur El-
brecht, zum Commandeur des Linienſchiffs „Chriſtian von Ot
tende“ Commandeur-Capitain F. Paludan. Es folgen ſo
dann die Ernennungen der Chefs von 5 Fregatten u. ſ. w.
Nach Flhyveposten hat der König der ſchleswigſchen Deputation
am Montag für ihre Liebe und Treue gedänkt und den Troſt
gegeben, er ſelbſt werde mit ſeinem ganzen Heere am 26. März
an der Koönigsau ſtehen. Das Generalcommando für See
land ruft die Beurlaubten zum 7. März ein.

Frankreich.
Paris, d. 22. Febr. Der Congreß in Brüſſel ge

räth ins Stocken, noch ehe er recht angefangen hat. Herr
Lagrene, der dieſſeitige Bevollmachtigte, iſt geſtern Abend
nach Paris zurückgekehrt, um, wie man ſagt, den Miniſter
des Auswartigen zu erſuchen, ihn dieſer läſtigen Sendung zu
entheben. Namentlich ſollen die italieniſchen Delegirten den
franzöſiſchen Bevollmachtigten ſo ſehr beſturmt und belaſtigt
haben daß er in Bruſſel ſeine leibliche Ruhe nicht hatte.

Aus Algier ſind ungünſtige Nachrichten eingetroffen.
Die arabiſchen Stämme in der Umgegend von Maskara
haben ſich empoört und Anfang dieſes Monats ein franzoſiſches
Detachement von 200 Mann überfallen, die ſie alle ermorde
ten. Aus Tlemecen wird gemeldet, daß der Kaiſer von
Marokko feindſelige Abſichten gegen die Franzoſen zeigt und
ſtarke Reiterabtheilungen an der Grenze ſammelt.

Straßburg, den 24. Febr. 6 Uhr Abend. Soeben
trifft hier folgende telegraphiſche Depeſche ein: Paris,
24. Febr. 22 Uhr Nachmittags. Der Miniſter des Jn-
nern an den Präfecten. Die Gedächtnißfeier des 24.
Febr. iſt heute mit großem Gepränge und in der vollkommen
ſten Ordnung gefeiert worden. Die Nationalverſammlung, der
Präſident der Republik und die verfaſſungsmäßigen Gewalten
wohnten derſelben bei. Die Truppen kehrten in ihre Quar-
tiere zurück. Jeder Gedanke an Unordnung tritt zurück vor
der Mißbilligung der öffentlichen Meinung.

Großbritannien und Jrland.
London d. 24. Febr. Graf Colloredo, der Geſandte

Oeſterreichs, iſt, wie die Times bemerkt, nicht nach London
gekommen, um hier ſofort ſeine Functionen als Botſchafter am
h Hoſe zu beginnen, ſondern um der hieſigen Regierung
die Abſichten des öſterreichiſchen Kabinets in Bezug auf die
bevorſtehenden Konferenzen in Bruſſel mitzutheilen. „Die
Sprache des öſterreichiſchen Geſandten“, ſagt die Times, „„ſt,
wie wir glauben, ſehr beſtimmt und den Einbildungen ganz
entgegen, welche die Jdee dieſes Kongreſſes wenigſtens unter
denen genährt hat, die Gefallen an Miſſionen finden. Der

of von Wien kündigt an, daß er nicht daran denke, irgend
einen Theil ſeiner Territorialrechte auf die Provinzen Lombar-

getroffen werden.

Amerika.
Wahyhington, d. 5. Febr. Vorigen Freitag hatte der

deutſche Reichsgeſandte bei den Vereinigten Staaten, Herr von
Rönne, ſeine Antrittsaudienz bei dem Praſidenten der Republik
und überreichte demſelben das von der deutſchen Centralgewalt
ausgeſtellte Beglaubigungsſchreiben nebſt einem Briefe des
Reichsverweſers an den Praſidenten.

Fonds- und Geld Cours.
Berlin den 27. Februar.

f. Brief. Geld. Zf. Brief. Geld.Pr. Freiw. Anl. Pomm. Pfnudbr. 3/, 92
St. Schuldſch. 3/, 80 792 K. u. Nm. do. 3 928 92

ur u. Neum. o. Lit. B. ga-Schuldverſchr. 3 rant. do. 3s Stadt 98 Pr. Bk.A.-Sch. (87o. o. S SWſtpr. Pfandbr. a 855/, FFriedrichsd'or 137 13
Großh. Poſ. do. 4 096 ind. Goldm. à
J do. (3 81 e 5 r 122 12,ſtpr. Pfandbr. 3 5390! Disconto

Eiſenbahn Aetien.
m f. Prioritäts 3f.ten. ectien.Brl. Anh. Lit. Berl. Anhalt 4 88 B.A. B. 4 756 bz. u. G. do. Hambg. 92 B. 92 G.

do. Hamb. 4 50 bz. u. B. do. II. Serie 4 88 B.
do. St.-Star. 4 87 B. do. Potsd. M. 4 84 B. 83 G.
do. Potsd.M. 4 55 à 56! bz. u. G do. do. 5935 B. 94 G.
MagdHlbſt. 4 110 G. do. Stettiner 5 1022/, G.
do. Leipziger 4 u r. 4/ iHalle Thür. 4 50 G. Halle Thür. G.Cöln Mind. 3 78 G. Coln Mind. 93 bz.
do. Aachen 4 489 G. Rh.v. St. gar
Bonn Cöln 5 102 geboten. d. 1.Prioritätt 4

4 Bau P 86 GSteel. Vohw. 4 Elf. S31/,715/, bz. u. G. a 7 852/, G.
do. Zweigbhn. 4 S t o. B.Obſchl. I. A. 31/,92 B. G. do. III. Serie 5 94!/, B.

do. Lit B. 31 92 G. r 3wabhn
Coſel-Oderb. 4 2 o.Bresl. Freib. 4 S Oberſchl. 4Krak.Obſchl. 4 38 B. Krak.Obſchl. 4 71 bz.
Berg. Märk.! 4 571 B. Coſel-Oderb. 5 G.Starg. Poſ. 3/,70 bz. Steel.Vohw. 5 87/, B.
Brieg-Neiſſe 4 do. II. Serie 4Mgd.Wittb. 4 Brsl. Freib

Ausländiſche

uitt. B. SWorn ſtr. nc. evaRr- T Leipz.- Dresd 4

Ausl. b. hPeſth. 26 Fl. 4 ielAit. Sp. 4 861 BFr. W.Ndb. 4 362/, bz. u. G. mſt. R. Fl. 4 S
n e Malb. Thlr 4 34 B.



Getreidepreiſe Waſſerſtand der Saale bei Halle(Nach Berliner Sſcheffel und preſuß. Geldie.) am 27. Februar Abends 6 Uhr am Unterpegel 8 Fuß 11 Zoll.Halle den 27. Februar. am 28. Februar Morgens 6 r am Unterpegel 9 Fuß Zoll.

Denen e 77 27 Waſſerſtand der Elbe bei MagdeburgSe T r am 27. Februar Nr. 7 und 1 Zoll.Hafer 15 17Magdeburg, den 27. Februar. (Nach Wispeln.) Fremdenliſte.
Weizen 46 52 Gerſte 22 D Angekommene Fremde vom 27. bis 28. Februar.Roggen Hafer 14 Jm Kronprinzen Die Hrru. Kaufl. Müller a. Annaberg, Franz a.

SFarv den 27., Februar. Würzburg Holzmann ag, Bremen, Zuckſchwert a. Magdeburg HeiWeizen na lität 55--58 „denreich a Hannover Schlüter a. Dreeden
Roggen loco 26 Stadt Zürich: Die Hrrnu. Rittergutsbeſ. Dietz a. Barby, Zree ch a.pr. Frühjahr é2pfd. 27 à 269 Werdershauſen. Hr. Gaſthofsbeſ. Herrmann a. Eisleben. Ober

Mai Juni 272 Br. 27 G. ſtallmſtr. v. Weiße a. Eſſfingburg. Die Hrru. Kaufl. Saſſe a. Cöln,
Sa4pfd. 28 à 28 Brehme a. Chemnitz Schmidt a. Chalon, Koch u. Elbthal a. Mag
Juni Juli 28 bz. deburg, Klauſer a. Würzburg.Gerſte, e loco 22 25 Goldnen Ring Die Hrrn. Kaufl. Blier a. Benneckenſtein, Schütte
leine 19-21 mann a. Leipzig, Oehring a. Magdeburg. Hr. Mühlenbeſ. ScheßHafer loco nach Qualität 14-16 mann a. Altenburg.pr. Frühjahr 48pfd. 14 Br. Golduen Löwen Die Hrru. Kaufl. Wedner a. Braunſchweig Kno

Rüböl loco 13 à 13 bz. tei a. Heidelberg. Hr. Stadtrath Scheller a. Breslau. Hr. Woll
Febr. März 13 à 13 händler Zahn a. Hoym. Hr. Stud. Klingler a. Angermünde. Hr.
März April 13 à 139 Gaſtwirth Götze a. Dresden.April/ Mai 13/, à 13 Stadt Hamburg Die Hrrn. Kaufl. Lohde a. Heiligenſtadt, Meißner
Mai/ Juni 13! à 13 a. Dresden Gubitz a. Berlin. Hr. Gutsbeſ. Sternthal a. Weiſſen
Junni/ Juli do. burg. Hr. Stud. Löhner a. Bonn.Jnuli/Anguſt 13 à 13 Goldne Kugel Die Hrru. Kaufl. Schulze a. Neudietendorf, Stickrath
Aug. Sept. 13 à 125 a. Erfurt. Hr. Stud. Marroch a. Berlin. Hr. Lieut. v. HelmrichSept. Oct. 12 bz. u. Br. 12 G. a. Saarbrücken. Hr. Direktor Schule a. Trier.

Leinöl loco 11 à 105 Zur Eiſenbahn Hr. Rittergutsbeſ. v. Glom u. Hr. Kaufm. Dorn
Lieferung pr. April Mai 107 à 10 a. Dresden. Die Hrrn. Kaufl. Beyer u. Kralle a. Apolda. Hr. Dr.

Spiritus loco ohne Faß 15i7, à 151 bz. Groſche a. Berlin.
März i bz, u. D. e 0

2 ühj T. 155, 1 2r Vereinigte Gemeinde.Heute Abend 7 Uhr Verſammlung im engliſchen Hofe.Juni Juli 17/, à 17 F.

Bekanntmachungen.
Die Lieferung von mindeſtens 130

Schock haſelne Mehlfaßbande, 9 Fuß rhnl.
lang, am Wipfelende mindeſtens 1 Zoll
breit und hinreichend ſtark, von 5 bis 6jah-
rigen Stammen in der Wadelzeit geſchnit-
ten, nicht aäſtig oder ſtockig, ſoll an Min
deſtfordernde vergeben werden, und iſt dazu
ein Termin auf den 16. März e. Vor-
mittags 10 Uhr im Bureau der unterzeich
neten Verwaltung anberaumt. Die Be-
dingungen können täglich daſelbſt einge-
ſehen werden.

Weißenfels, d. 24. Febr. 1849.
Königl. Reſerve-Magazin-Ver-

waltung.

S T

Auswanderung.
Das Directorium des Nationalvereins

für deutſche Auswanderung in Leipzig
hat mir eine Agentur anvertraut; ich for-
dere demgemaäß Alle diejenigen, welche eine
neue Heimath zu ſuchen entſchloſſen ſind,
hiermit auf, ſich an mich zu wenden, um
von mir über die Wirkſamkeit des genann-
ten. Jnſtitutes Näheres zu erfahren.

Bibra, d. 26. Febr. 1819.
Friedr. Loth,

Agent des Nationalvereins fur deutſche
Auswanderung in Leipzig.

rrr„-JZJ

Erklärung.
Zu meiner großen Betrübniß habe ich

erfahren, daß meine Tochter Chriſtiane
Heynold es ſich ſeit einiger Zeit gleich
ſam zu einem traurigen Geſchäfte macht,
die Ehre achtbarer Familien durch Ver-
läumdungen und die größten Lügen anzu
greifen. Jch bitte alle diejenigen, welche
ſolche Schmahungen erfahren haben oder
vielleicht noch erfahren ſollten, nicht durch
gerichtliche Verfolgung meiner Tochter mei-
nen Schmerz noch zu vermehren, ſondern
die ihnen zugefügten Beleidigungen auf
Rechnung der meiner genannten Tochter
eigenthümlichen Geiſtesrichtung zu ſetzen.

Halle, den 27. Februar 1819.
Auguſt Heynold.

Ein tüchtiger Ziegelmeiſter mit et
was Kaution wird ſofort geſucht auf eine
größere Ziegelei nahe bei Halle; Anmel-
dungen werden ſchriftlich unter Z. Z. er
beten und durch die Expedition d. Cour.
weiter befordert.

Der Kupferſchmidt und Spritzenbauer
Herr Callmeier aus Cönnern fertigte
im vergangenen Jahre der Gemeinde Cu-
ſtrena zu ihrer vollkommenen Zufrieden
heit eine neue Feuerſpritze, weshalb der-
ſelbe allen hierauf reflektirenden Gemein
den hiermit empfohlen wird.

Ein Oekonom, jung und kraftig, an
Arbeit und Ordnung gewöhnt, 2ter Sohn
eines rechtlichen Gutsbeſitzers, wünſcht ſich
als Volontair oder 2ter Verwalter auf
einem größeren Gute mit mehreren Bran-
chen noch mehr auszubilden und zu be-
ſchäftigen, und wird, wenn es verlangt
wird, der Vater für jeden Aufwand mit
Bürgſchaft einſtehen. Offerten unter A
Z. nimmt die Expedition d. C. entgegen.

Jn einem bedeutenden Ort auf dem
Lande iſt eine nahrhafte Gaſtwirthſchaft
ſofort zu verkaufen. Alles Nähere auf
portofreie Briefe zu erfahren bei Herrn
Weiſe in Alt-Scherbitz bei Schkeuditz.

Es ſtehen mehrere Kinderwagen zur
gutigen Abnahme zu verkaufen

kleiner Schlamm Nr. 962.

Zum Sonntag den 4. März Concert
und Ball, wozu ergebenſt einladet
Zwochau. Friedrich Kopp.

Eine Materialwaaren- Hand
lung in einer Provinzialſtadt wird im
Laufe dieſes Jahres unter annehmbaren
Bedingungen zu pachten geſucht und ſind
frankirte Offerten unter der Chiffre H. F.
der Expedition dieſes Blattes zur Befor
derung zu uüübergeben.
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empfiehlt Auswanderern na

ten am 1. und 15. eines jeden Monats.

Ed. Jchon in Bremen
d. d ch New-York, Baltimore und New-Orleanse in großen dreimaſtigen ſchnellſegelnden Schiffen prompte Ueberfahrtsgelegenhei-

Mein Agent, Herr Franz Laage in Halle iſt er-
mächtigt, zu den allerbilligſten Preiſen Schiffsverträge abzuſchließen und iſt allen Auswan-
derern dringend zu empfehlen, wenn ſie nicht koſtſpieligem Aufenthalte ausgeſetzt ſein wollen, in
der Heimath ihre Ueberfahrt zu akkordiren.

J Friſchen Seedorſch, fr. Aſtr. Caviar feinſte Braunſchw.
Servelatwurſt, à Pfd. 10 Sgr., Rügenwalder Gänſebrüſte, Teltower
Rüben u. Jtal. Maronen empfing wiederum in beſter Qualität

Carl Kramm.
An die Handwerker- Vereine der Provinz Sachſen, insbeſondere

auch an die Land-Handwerker.
Am 11. März 3 Uhr Nachmittags wird in Haile

die dritte Verſammlung der Handwerks- Deputirten der Provinz
abgehalten werden. Jn derſelben werden verhandelt werden:

1) Die Art und Weiſe, wie das Geſetz vom 9. Februar d. J. in allen ſeinen
Theilen zur Ausführung zu bringen.

2) Die Schritte, die fernerhin zu thun, um die Bedürfniſſe des Handwerker-
ſtandes zu weiterer Erledigung zu bringen.

Wir bitten die Wahl der Deputirten ſo bald wie moöglich vorzunehmen und uns
anzuzeigen die Deputirten ſelbſt haben ſich bei Herrn Heckert, gr. Ulrichsſtraße
Nr. 77, in Halle zu melden.

Die dritte Verſammlung iſt unſtreitig eine der wichtigſten, und erſuchen wir
inſonders die Landhandwerker ſich recht tüchtig vertreten zu laſſen, damit der
letzte Reſt von Zwieſpalt zwiſchen den Genoſſen in Stadt und Land ſchwinde.

Magdeburg, den 24. Februar 1849.
Der Vorſtand des Handwerker-Vereins der Provinz Sachſen.

A. Behrens.

Daß ich mit dem heutigen Tage, Ober
Leipzigerſtraße Nr. 1640, eine neue Re-
ſtauration eröffne, zeige ich hierdurch er-
ebenſt an, und bitte um zahlreichen Zu-Prach Halle, den 1. März 1849.

C. Pippert.
Zu jeder Tageszeit Bouillon, Beefſteak,
Broihan und Dambacher er à Sei-
del Sgr., bei Pippert.

Jenaer Knackwürſtchen, 2 St. Holländiſche Ranunkeln in al
12 erhielt wieder len Farben empfiehlt C. H. Riſel.

G. Goldſchmidt. Meſſ. Apfelſinen, Citronen und
Ausgezeichnet ſchöne große Kappel Orangen empfiehlt C. H. Riſel.

ſche Bücklinge empfiehlt

Nächſte Oſtern wird in der Apotheke
des Waiſenhauſes fur einen jungen Mann
die Stelle für einen Lehrling offen. Nä-
here Nachricht giebt Hornemann.

„„Wer viel gefallen will, mißfällt.“
Frl. Henning würde ganz gut ſpie-

len, wenn ſie ſich das Kokettiren etwas
abgewoöhnte.

Mit welchem Anſtand ſpielte Fraul.
Franke (Franziska, Herzogin von Wür-
temberg) in den Karlsſchülern ihr für
die gelungene Darſtellung ein »Bravo. c

Herr Director Bredow wird erſucht,
Letztgenannte noch recht oft auftreten zu

laſſen. N. N.
FamilienNachrichten.

Todes- Anzeige.
Nach längern Leiden ſtarb heute mei-

ne geliebte Gattin, Henriette geborne
Pfautſch, in dem Alter von 28 Jahren
2 Monaten.

Verwandten und Freunden widmet dieſe
Anzeige und bittet um ſtille Theilnahme

Halle, d. 27. Februar 1849.
Auguſt Hoppe

Todes- Anzeige.
Am 25. dieſes Monats wurde uns durch

den Tod unſer lieber Schwiegerſohn, der
Juſtizamtmann Ditfurth zu Zieſar
entriſſen. Dieſe traurige Nachricht unſern
lieben Freunden und Bekannten mit der
Bitte, unſerm großen, ſehr großen Schmerz
eine ſtille Theilnahme zu ſchenken.

Wettin, d. 27. Februar 1849.
Hoffmann und Frau.

Bei unſerer Abreiſe nach Newyork
ſage ich meinen demokratiſchen Freunden
mit meiner Familie ein herzliches Lebe
wohl.

J T

T. Ein Hofverwalter wird geſuchtG. Goldſchmidt. durch A. Kuckenburg, Nr. 285.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Bremerhaven, den 26. Febr. 1849.
A. R. Hörichs.
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Deutſchland.
Halle, d. 28. Februar. Je ſeltener in unſern Tagen der

Stürme Stimmen ſich vernehmen laſſen, welche den geängſteten
oder unſichern Seelen nicht nur ihre Noth vorhalten, ſondern in
die Noth auch einen kräftigen Troſt hineinzugeben haben, deſto
aufmerkſamer und verlanger muß man auf ſolche Stimmen hoö-
ren. Und da macht es uns Freude und wir wunſchen dieſelbe
auch mit allen zu theilen, denen das Vaterland lieb iſt, wenn
wir auf ein kleines Schriftchen hinweiſen, welches zwar zunachſt
eine academiſche Rede enthaält, nichtsdeſtoweniger aber auch in
größeren Kreiſen Beachtung und Beherzigung verdient.

Es iſt dies die Schrift des als Schriftſteller längſt rühm-
lichſt bekannten Dr. Fleck in Gießen „Noth und Troſt
dieſer Zeit“ (Offenbach 1849, Steinmetz). Dieſer mit Be-
geiſterung und klarem, beſonnenem Auge für das, was uns
noth thut und troöſten kann, geſchriebenen Betrachtung entlehnen
wir folgende Stelle: „Der Grundſatz Pétat est athée iſt unbe-
dingt verwerflich, weil mit der Jdee des Staates unvertraäglich.
Eben wenn der Staat kein Polizeiſtaat, ſondern ein Rechts-
ſtaat ſein ſoll, kann ihm die leere Form nicht genügen, kann
ihm die Sittlichkeit oder Unſittlichkeit ſeiner Angehörigen nichts
Gleichguültiges ſein. Einen Verein, der entſchieden Unſittliches
lehrte, wurde er nicht dulden konnen, weil ein ſolcher den
Staatszweck gefährden müßte. Bei Duldung und Anerkennung
religiöſer Gemeinſchaften kann für den Staat als ſolchen durch
aus nichts anderes die Granze bilden, als das Geſetz der Sitte
und des Rechts. Dieſe Graänze zu halten iſt er dem Ganzen,
iſt er dem Staatswohle, iſt er der Mehrheit ſchuldig man for-
dert das von ihm zc.“ Beachtenswerth iſt, was der Verſaſſer
über das Verhaltniß der Kirche zur Schule und beiden zum
Staate über Beſetzung geiſtlicher Aemter, über theologiſche Wiſ-
ſenſchaft ſagt. Wie wir hoöören, denkt man daran, dieſen vor
einigen Jahren als ordentlichen Profeſſor der Theologie von
Leipzig nach Gießen berufenen Lehrer jetzt an Wegſcheider's
Stelle nach Halle zu ziehen. Gewiß eine entſprechende Ergan-
zung. Freilich ſteht es in Frage, ob dieſem trefflichen Leh
rer, der nach ſeinem ſittlichen, wiſſenſchaftlichen wie politiſchem
Ernſte ganz der rechte Mann wäre, dieſem Rufe auch folgen
würde, da das reiche Feld ſeiner gegenwartigen Wirkſamkeit ſich
ihm ſo freudig und willig ungetheilt oöffnet, als daß ihm der
Entſchluß zu einem Wechſel nicht ſchwer werden ſollte.

Berlin, d. 27. Februar. Die erſte Kammer füllte ſich
heute um 10 Uhr. Die Abgeordneten nahmen ihre Platze
ein, Bornemann auf der äußerſten Rechten, Stahl, Pom-
mer-Eſche, Kuühne, v. Vincke (Olbendorf) auf der Rech-
ten, Baumſtark, Auerswald, Brünneck, Heffter,
Milde, Hanſemann, Kisker, Leue, Rietz und die we-
nigen Polen auf der Linken. Der Abgeordnete Bracht eroff-
nete die Verſammlung als Alterspraſident mit den einfachen
Worten: „Noch zu keiner Zeit iſt einem Sohne unſeres Vater-
landes eine ſolche Ehre zu Theil geworden, wie in dieſem Au-
genblick. Zum erſten Mal ſieht das Land zwei Kammern ver-
ſammelt. Die volksthümliche Natur iſt in der erſten
Kammer nicht verletzt. Es durfte eine der hauptſächlichſten Auf-
gaben der erſten Kammer ſein, dieſen Gedanken zur Anerken-
nung zu bringen, durch freundliches Entgegenkommen gegen die
zweite Kammer nach Grundſatz vollſtändiger Gleichheit.
Die erſte Kammer ſoll nichts Hoöheres, nichts Vornehmeres be
deuten, kein Hemmſchuh ſein für die Freiheit des Volkes, ſon
dern ſie fördern helfen.“ Nach Ernennung der beiden jüngſten
Mitglieder von Bernuth und Könen zu Sekretären, fand eine

ſor Verhandlung über eine von Jordan entworfene und von
91 Mitgliedern unterzeichnete vorlaufige Geſchäftsordnung ſtatt,
worauf R. Auerswald mit 94 Stimmen unter 121 zum
vorläufigen Präſidenten ernannt und die Mitglieder in 5 Ab
theilungen verlooſt wurden.

Frankfurt a. M., d. 26. Febr. Wir ſind in den
Stand geſetzt, die Collectiverklärung der preußiſchen und der
ihr beigetretenen unterzeichneten Regierungen, dem Verfaſſungs-
entwurf nach deſſen erſter Leſung gegenüber, nachſtehend mit-
zutheilen:

Bei Berathung der nachfolgenden Bemerkungen zu den von eder Na
tionalverſammlung bezüglich der Verfaſſung in erſter Leſung gefaßten Be
ſchlüſſen iſt die Grundlage dieſer Beſchlüſſe feſtgehalten worden nämlich
die Grundlage eines zu errichtenden Bundesſtaates, deſſen Centralbehörde
mit einer aus der Geſammtheit des Volkes durch Wahl hervorgegangenen
Vertretung umgeben ſein ſoll. Statt einer Motivirung derſelben im Ein
zelnen wird es genügen im Allgemeinen die Geſichtspunkte zu bezeichnen,
welche leitend geweſen ſind. Sie laſſen ſich auf die eine Abſicht zurück
führen die Schwierigkeiten zu vermindern, welche der Vereinigung ſou-
veräner Staaten zu einem durch eine Centralbehörde vertretenen Bundes
ſtaate entgegenſtehen, erſtens wegen der erforderlichen Abtretung von Sou
veränetätsrechten der Einzelſtaaten an die Gemeinſchaft, zweitens wegen
der Beſorgniß, daß die Centralgewalr in der Beſchränkung jener Rechte
immer weiter gehen werde.

Die militäriſche Unterordnung unter eine Centralgewalt berührt ein
Hoheitsrecht, deſſen erhebliche Beſchränkung beſonders für die Zeit des Frie
dens nur mit Widerſtreben zugeſtanden werden würde. Vermöge der zu
den 88. 12, 13, 14, 16 und 18 vorgeſchlagenen Modificationen wird die
jenige Befugniß der Centralbehörde, welche ihr in ihrer Eigenſchaft als
ausübende Gewalt zuſteht, in ein die Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staa-
ten wahrendes Verhältniß gebracht wohingegen das Recht, unter Mitwir-
kung der Geſammtvertretung allgemeine Geſetze in Betreff des Heerweſens
zu erlaſſen, als ein ausreichendes Beförderungsmittel größerer Einheit und
Kraft angeſehen werden darf.

Das den geſchäftlichen Verkehr erleichternde Recht eines jeden Staa
tes, ſich bei der Centralgewalt durch einen Bevollmächtigten vertreten zu
laſſen wird als eine Folge und als ein Zeichen der fortdauernden ſtaatli-
chen Exiſtenz in Anſpruch genommen, und die Anwendung des Grund
ſatzes bei Erwägung der weiteren Verfaſſungsabſchnitte vorbehalten.

Der Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten iſt die ſchärfere Begrenzung
und die Beſchränkung der Befugniſſe der Centralgewalt, insbeſondere da
durch, daß ihrer Einwirkung hauptſächlich die allgemeine Geſetzgebung zu
gewieſen die Ausführung entzogen wird förderlich. Es dient zur Erhal-
tung und Nährung des ſelbſtſtändigen Lebens der Einzelſtaaten, wenn ih
nen die Ausführung der von der Gemeinſchaft und für die Gemeinſchaft
angeordneten Maßregeln und Arbeiten übertragen, wenn ihr Verwaltungs-
kreis nicht geſchmälert, der Contact einer allgemeinen und beſonderen Ad-
miniſtration verhindert, wenn überhaupt die Veranlaſſung zu einer um
fangreichen Centraladminiſtration und zu einer großen Zahl von Be
amten der Centralgewalt vermieden wird. Die Regel, daß die
Centralgewalt das, was ſie zur Ausführung anordnet, durch ihre
eigenen Organe austzuführen, daß ſie dagegen über das, was den
Einzelſtaaten auszuführen obliegt, keine Oberaufſicht auszuüben ha-
be, würde, das iſt nicht zu verkennen, zu einer ſchärferen Ab-
grenzung der Competenz zwiſchen Central und Particularregierung füh-
ren allein fie würde mit den monarchiſchen Verfaſſungen und mit den aus
alter ſtaatlicher Selbſtſtändigkeit hervorgegangenen Zuſtänden Deutſchlands
nicht in Einklang zu bringen ſein. Dem Anſehen der Regierungen, ſo-
wohl in ihren eigenen Augen als in denen ihrer Landesangehörigen, wäre
es ſchädlich, wenn in einigem Umfange im eignen Lande neben den Landes-
regierungsbeamten Centralregierungsbeamte thätig wären die Neigung zum
Widerſtande, jedenfalls zur Unwillfährigkeit würde ſich erzeugen und jeder
Conflict wahrſcheinlich mit einer Erweiterung der Competenz der Central
regierung enden. Dieſe Erwägungen erhalten ein eigenthümliches Gewicht,
wenn die Centralregierung in Verbindung mit großer Hausmacht gedacht
wird. Sie treten hingegen nicht ein rückſichtlich der Befugniſſe der Cen-
tralgewalt zum Erlaſſe allgemeiner Geſetze: Ein alle Staaten gemeinſam
treffendes Geſetz wird ſchon wegen ſeiner Allgemeinheit von dem Einzelſtaate
wiüiger hingenommen von den Uebeln des bisherigen Zuſtandes iſt
die Schwierigkeit allgemeiner legislativer Anordnungen für ganz Deutſch
land dasjenige welches die Nation vielleicht am tiefſten empfun
den, deſſen Abhilfe ſie am dringendſten begehrt hat z beſonders aber
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iſt bei der Geſetzgebung nicht die Executivgewalt ausſchließlich oder
hauptſächlich thätig ſie tritt vielmehr in den Hintergrund während den
Vordergrund die aus der Geſammtheit des Volkes hervorgegangenen legis-
lativen Verſammlungen einnehmen, auf welche gewiſſermaßen nur ſolche
Rechte übergehen, die der Volksvertretung in den einzelnen Staaten zu
ſtehen oder zugeſtanden werden würden. Freilich hält mit der Erleichte-
rung des Erlaſſes und der Einführung allgemeiner Geſetze der Drang
zum übermäßigen Gebrauche des Geſetzgebungsrechtes gleichen Schritt
und ſind daher kennbare nicht zu weit geſteckte Grenzen wünſchens
wert h.

Dieſen Anforderungen der Begrenzung und Beſchränkung in Verwal
tung und Geſetzgebung entſprechen die Aenderungen welche zu den Para-
graphen 14, 25, 27, 29, 30, 32, 35, 40, 42, 46, 47 des Abſchnitts „„Die
Reichsgewalt“ vorgeſchlagen ſind.

Eine große Verſammlung, wenn ſie die Befugniß hat, Geldver-
wendungen für bedeutende Anlagen zu beſchließen, wird ſelten dem
darin für ſie liegenden Reize ausreichend widerſtehen; ſie wird es um
ſo weniger, als unter den Vertretern einer großen Zahl von Staaten
immer Viele ſein werden, die ein locales Anliegen zu bevorworten, und
Viele, die Nachgiebigkeit genug haben, um eine auf Allgemeinheit zu
übertragende Auslage zu bewilligen. Man bahnt dadurch den Weg
erſtens zu einer Verwirrung der Finanzwirthſchaft ſowohl des Bundes
ſtaates als (und noch mehr) der Einzelſtaaten zweitens zur Annähe
rung des Bundesſtaates an den Einheitsſtaat. Denn in demſelben
Maße, wie die Steuerkräfte zunehmend für die Bundeskaſſe in An
ſpruch genommen werden, muß die Centraliſation ſteigen. Es ſcheint
hiernach räthlich, das Recht zu großen Anlagen für die Gemeinſchaft
möglichſt zu beſchränken. Völlig darauf zu verzichten wäre ſchon nach
dem Vorgange der bisherigen Bundesverfaſſung unzuläſſig, welche, wie
8. 19 des Entwurfs, die Nothwendigkeit der Anlage von Bundesfe
ſtungen thatſächlich anerkannt hat. Es iſt vorgeſchlagen, auch die Mög
lichkeit der Anlage von Küſtenvertheidigungswerken nicht auszuſchließen.
Eine zweite Ausnahme wird durch die Aufhebung der Flußzölle be
dingt, derzufolge es, wenn nicht unmöglich, doch ungemein ſchwierig
ſein würde, den verſchiedenen Staaten die Laſt der Unterhaltung und
Verbeſſerung gemeinſamer Waſſerſtraßen zu Gunſten des keine Ein
nahme mehr gewährenden durchgehenden Verkehrs aufzulegen. Dage-
3 wird auf die zur Anlage von Eiſenbahnen und Landſtra

en verzichtet werden können.

Die der Centralgewalt zugedachte Befugniß (S. 49) Steuern auf
zulegen und zu erheben oder erheben zu laſſen, würde inſofern als nö
thig anzuerkennen ſein, als zur Erreichung der Bundeszwecke die Bun
desbehörde die Macht haben muß, ſelbſtſtändig über die erforderlichen
Geldmittel zu verfügen, ohne auf die Matricularumlage als einziges
Mittel beſchränkt zu ſein. Es iſt aber andererſeits zu berückſichtigen,
daß ein allgemeines Beſteuerungsrecht, verbunden mit dem Rechte, die
ausgeſchriebenen Steuern durch eigene Organe erheben zu laſſen, von
den Landesregierungen nur mit Widerſtreben eingeräumt werden würde,
und da der nach g. 35 zuzugeſtehende erſte Anſpruch auf den Ertrag
der Zölle und gemeinſchaftliche Steuern einer ſelbſtſtändigen Verfügung
gleich zu achten iſt ſo dürfte auf ein weiteres unmittelbares Beſteue
rungsrecht um ſo williger zu verzichten ſein als das Reichsbudget
vorausſichtlich nur einen kleinen Theil des Ertrags der Zölle und ge
meinſchaftlichen Steuern in Anſpruch nehmen wird.

Das Gewicht der Beſorgniß, daß nach dem auf beſtimmte und be
kannte Grundlagen erfolgten Eintritte in den Bundesſtaat, durch die in
der Verfaſſung gegebenen Mittel jene Grundlagen, wider den Willen der
Betheiligten auf eine ihre Selbſtſtändigkeit mehr beſchränkende Weiſe ge
ändert werden könnten, überwiegt das andererſeits nicht zu verkennende
Uebel, neuerkannte oder neuentſtehende Bedürfniſſe wegen der Schranken
der Verfaſſung unbefriedigt laſſen zu müſſen. Die Abänderung der Ver
faſſung wird an ſtrenge Formen (unter Anderm an die Zuſtimmung des
Reichsraths) geknüpft und darauf verzichtet werden müſſen abweichend
von H. 6 der Bundesgewalt (H. 58) das unbeſtimmte Recht der Geſetzge-
bung in allen Fällen wo ſie für das Geſammtintereſſe Deutſchlands die
Begründung gemeinſamer Einrichtungen und Maßregeln nothwendig fin
det, zuzugeſtehen.

Bemerkungen und Abaänderungsvorſchläge zu Beſchlüſſen der
Nationalverſammlung bezüglich der Verfaſſung.

Erſter Abſchnitt.
Das Reich.

Die Benennung des Bundes wird dann der ſchließlichen Entſcheidung
nicht vorgreifen, wenn ſie beſagt, was wirklich geſchaffen werden ſoll,

fallen müſſen

wenn demnach die Bezeichnung Bundesſtaat“ ſtatt „Reich“ gebraucht
wird ſo wie weiterhin „„Bundesgewalt“ ſtatt Reichsgewalt
Von einem Theile der Regierungen kann nur erklärt werden, daß ſie
bereit ſind in den Bundesſtaat zu treten indem übrigens die S. 1 4
unerörtert bleiben.

J. 5. Es wird angenommen, durch das Wort Abgeſehen habe
ausgedrückt werden ſollen daß es nicht die Meinung ſei, durch einſeitige
Willenserklärungen Deutſchlands bereits beſtehende Verträge oder Rechte
aufzuheben, die nur durch Verhandlungen aufgehoben werden können.

S. 6. Wird als richtiger Grundſatz, maßgebend für die praktiſche
Wirkſamkeit der Verfaſſung, und als geeignete Garantie der Selbſtſtändig
keit der einzelnen Staaten beſonders anerkannt.

Zweiter Abſchnitt.
Die Reichsgewalt.

9. 7. Es wird die Erwartung ausgeſprochen, daß den Einzelſtaaten das
Recht Conſuln im Auslande anzuſtellen verbleibe. Wenn an demſelben
Orte die Bundesregierung Conſuln anſtellt, ſo ſind die Conſuln der Ein-
zelſtaaten denſelben unterzuordnen oder auf Verlangen der Bundesregie-
rung zurückzuziehen

H. 8. Es wäre außer Zweifel zu ſtellen, daß jede Regierung das Recht
habe ſich bei der Centralgewalt durch einen Bevollmächtigten vertreten zu
laſſen.ß F. 12. „„Jm Kriege oder in Fällen nothwendiger Sicherheitsmaß-

regeln im Frieden ſteht der Bundesgewalt die geſammte bewaffnete Macht
Deutſchlands zur Verfügung.“

H. 13. Das Bundesheer beſteht aus der zum Zwecke des Krieges
beſtimmten geſammten Landmacht der Einzelnen deutſchen Staaten, deren
Stärke und Beſchaffenheit durch eine allgemeine, für ganz Deutſchland
gleiche, bundesgeſetzliche Wehrverfaſſung feſtgeſetzt werden wird.

Diejenigen Staaten, welche weniger als 250,000 Einwohner haben,
ſind durch die Bundesgewalt zu größeren militäriſchen Ganzen zu vereini-
gen oder einem angrenzenden größeren Staate anzuſchließen. Ueber die
Bedingungen ſolcher Zuſammenlegungen haben ſich die betreffenden Regie
rungen unter Vermittlung und Genehmigung der Bundesgewalt zu ver
einbaren.“

H. 14. Die Bundesgewalt hat in Betreff des Heerweſens die allgemeine
Geſetzgebung und überwacht die Durchführung dieſer, ſo wie der S. 13
genannten Wehrverfaſſung in den einzelnen Staaten durch regelmäßige
IJnſpectionen. Den einzelnen Staaten ſteht die Ausbildung ihres Kriegs
weſens auf Grund der Wehrverfaſſung und in den Grenzen der nach H. 13
abgeſchloſſenen Vereinbarung zu; ſie haben die Verfügung über ihre be
waffnete Macht ſoweit dieſelbe nicht nach H. 12 für den Dienſt des Bun
des in Anſpruch genommen wird.“

H. 15. „Der von der Bundesgewalt ernannte Feldherr und diejeni
gen Generale welche von dieſem zum ſelbſtſtändigen Kommando einzelner
Corps beſtimmt werden ſo wie die Gouverneure, Kommandanten und
höheren Feſtungsbeamten der Bundesfeſtungen leiften dem Bunderober
haupt und der Bundesverfaſſung den Eid der Treue

H. 18. Die Beſetzung der Befehlshaberſtellen und die Ernennung
der Offiziere in den einzelnen Contingenten, bis zu den dieſen Contingen
ten entſprechenden Graden, iſt den betreffenden Regierungen überlaſſen
nur wo die Contingente zweier oder mehrerer Staaten zu größerm Gan
zen combinirt ſind, ernennt die Bundesgewalt unmittelbar die Befehlsha-
ber dieſer Corps, inſofern deren Grad nicht innerhalb der Ernennungs
befugniß einer der betheiligten Regierungen liegt.

„Für den Krieg ernennt die Bundesgewalt die kommandirenden Ge
nerale der auf den verſchiedenen Kriegstheatern operirenden ſelbſtſtändigen
Corps.““

19. Daß auch die Anlage von Küſtenvertheidigungswerken für
Rechnung des Bundesſtaates beſchloſſen werden könne, dürfte einzuſchlie
en ſein.s G 21. Der Ausdruck „„Mündungen der Flüſſe“ wird näher zu be

ſtimmen ſein.
H. 23. Die Worte „und deren Ladungen“ werden wegfallen müſ-

ſen, weil Abgaben auf die Schiffsladungen Eingangszölle ſind. Es würde
nicht ausgeſchloſſen ſein, Schiffe mit Ladungen von großem Volum und
geringem Werthe niedriger zu tarifiren, wie denn jetzt ſchon Schiffe in
Ballaſt überall niedrigere Schiffsabgaben entrichten P).

S. 24. Die Worte „und deren Ladungen“ werden ebenfalls weg
auch dürfte es zweckmäßig ſein, nicht durch die Beſtim

Es wird Bezug genommen auf die beſonderen Aeußerungen zu dieſer
Bemerkung.

Zu berückſichtigen die beſondere Erklärung zu H. 7.
Wo es kürzer ſchien, den Jnhalt der zu befürwortenden Aenderung

in die Form einer neuen Faſſung des betreffenden Paragraphen zu brin
gen, es iſt dies durch Anführungszeichen angedeutet.

Zu berückſichtigen die beſondere Bemerkung zu 23.
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mung daß die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt in die Bundeskaſſe das Recht zu, von den Antheilen der Einzelſtaaten die zu der Beſtreitung
fließe, den Reiz zur Anordnung ſolcher Mehradgaben in die Verfaſſung
zu legen das Bundesgeſetz, welches ſie anordnet, kann darüber Verfügung
treffen daß die Anordnung nur auf Grund eines Geſetzes erfolgen könne,
ſcheint für dieſen und den H. 28 auszuſprechen erforderlich.

S. 25. „Die Bundesgewalt allein hat die Geſetzgebung über den
Schifffahrtsbetrieb und über die Flößerei auf denjenigen Flüſſen, Kanälen
und Seen, welche mehrere deutſche Staaten im ſchiffbaren oder flößbaren
Zuſtande durchſtrömen oder begrenzen. Sie überwacht die Ausführung der
darüber erlaſſenen Geſetze. Sie hat die Oberaufſicht über die eben bezeich-
neten Waſſerſtraßen und über die Mündungen der in dieſelben ſich ergie-
ſenden Nebenflüſſe.“

„Es ſteht ihr zu, zum Schutze des Bundes oder im Jntereſſe des all
gemeinen deutſchen Verkehrs, die einzelnen Staaten zur gehörigen Erhal-
tung und Verbeſſerung der Schiffbarkeit jener Waſſerſtraßen und Flußmün
dungen anzuhalten. Die Wahl der Verbeſſerungsmaßregeln und deren Aus
führung verbleibt den einzelnen Staaten. Ueber die Aufbringung der er
forderlichen Mittel iſt nach Maßgabe der bundesgeſetzlichen Beſtimmung
(S. 26) zu entſcheiden. Alle übrigen Flüſſe, Kanäle und Seen bleiben der
Fürſorge der einzelnen Staaten überlaſſen.““

S. 26. Die vorgeſehene billige Ausgleichung für die Aufhebung der
Flußzölle auf gemeinſamen Flüſſen wird gleichzeitig mit der Aufhebung er
folgen müſſen. Jn dem dritten Satze würden mit Rückſicht auf die obige
Faſſung von S. 25 die Worte Wie und wegzufallen haben.

H. 27. Die Hafen Krahn-, Waag-, Lager-, Schleußen und
dergleichen Gebühren welche an gemeinſchaftlichen Flüſſen oder an den
Mündungen der in dieſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe erhoben werden,
dürfen die zur Unterhaltung derartiger Anſtalten nöthigen Koſten nicht
überſteigen. Sie unterliegen der Ueberwachung der Bundesgewalt. Es
darf in Betreff dieſer Gebühren eine Begünſtigung der Angehörigen eines
deutſchen Staates vor denen anderer deutſchen Staaten nicht ſtattfinden.

H. 28. Sowohl zu 28 als zu H. 26 iſt zu bemerken daß ſo lange
die Tranſitabgaben noch beſtehen der Waarentranſit auf Stromwegen
wenigſtens dem Landtranſit gleich zu beſteuern ſein wird, es ſei denn, daß
die conventionsmäßig regulirten Flußzölle geringer wären als die Landtran
fitzölle, wo dann allerdings nur erſtere beibehalten werden könnten.

H. 29. „Ueber die Eiſenbahnen und deren Betrieb hat die Bundes-
gewalt die Oberaufſicht und, ſoweit der Bundesſchutz oder das Jntereſſe
des allgemeinen Verkehrs es erheiſchen die Geſetzgebung. Die dahin zu
rechnenden Gegenſtände werden durch ein Bundesgeſetz feſtgeſtellt.“

H. 30. „„Soweit der Bundesſchutz oder das Jntereſſe des allgemeinen
Verkehrs es erheiſchen, hat die Bundesgewalt das Recht Eiſenbahnanlagen
zu bewilligen und gegen Entſchädigung zu benutzen.“

S. 32. „Der Bundesgewalt ſteht das Recht zu, zum Schutze des Bun-
des oder im Jntereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehrs zu verfügen, daß
aus Bundesmitteln Kanäle angelegt, Flüſſe ſchiffbar gemacht oder in ihrer
Schiffbarkeit erweitert werden. Die Anordnung der dazu erforderlichen
waſſerbaulichen Werke erfolgt nach vorgängiger Verſtändigung mit den be
theiligten einzelnen Staaten dieſen bleibt die Aussührung und auf Bun
deskoſten die Unterhaltung der neuen Anlagen überlaſſen.“

Der letzte Abſatz des S. 32 bliebe unverändert
33. Die Ausgleichung der Beſteuerungsverſchiedenheiten muß dem

Wegfall der Binnenzölle vorangehen.
H. 35. „Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, ſo wie der ge

meinſchaftlichen Productions- und Verbrauchsſteuer geſchieht unter Ober
aufſicht der Bundesgewalt. Der Ertrag der gemeinſchaftlichen Abgaben
wird unter die einzelnen Staaten vertheilt. Der Bundesgewalt ſteht jedoch

Zu berückſichtigen die beſondere Bemerkung zu S. 25.
Desgleichen zu S. 26.
Desgleichen zu S. 27.

Desgleichen zu 32.
h

Bekanntmachungen.
Militair- Angelegenheit.

Behufs Aufſtellung der Stamm-- Rolle
der betreffenden Militairpflichtigen zu dem
nahe bevorſtehenden diesjahrigen Kreis
Erſatz Geſchäfte bringe ich hiermit Nachſte
hendes zur Kenntniß der Betheiligten:

1) Alle diejenigen Militairpflichtigen, wel
che in dem Zeitraume vom 1. Januar
bis 31. December 1829 in der Ge-
ſammtſtadt Halle geboren, erweislich
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che außerhalb

nicht wieder verſtorben und zur Eintra-
gung in die Stamm-Rolle bis jetzt nicht
beſonders vorgeladen und als nicht er
mittelt zu betrachten ſind;

2) Alle diejenigen Mlitairpflichtigen, wel-
Halle, jedoch im Jn-

lande, gleichfalls 1829 geboren, durch
den Wohnſitz der Eltern, oder ſonſtigen
Angehörigen, hier für domicilirt zu be
trachten, bei welchen jedoch die Vor-
legung des Geburts Scheins ausdruück
lich erforderlich iſt;

der Bundesausgaben nach Maßgabe des jährlichen Budgets zu leiſtenden
Beiträge vorweg zu nehmen.“

40. Es wird vorgeſchlagen den dritten Satz zu ſtreichen.
S. 41. Es dürfte deutlicher das Mißverſtändniß abzuwehren ſein als

ob die Bundesgewalt die Befugniß haben könne, die rechtsverbindlich be
ſtehenden Poſtverträge der einzelnen Länder ohne Weiteres aufzuheben. So
dann wird zugeſtanden werden können, daß Poſtverträge mit ausländiſchen
Poſtverwaltungen nur ſeitens oder mit Genehmigung der Bundesgewalt ab
geſchloſſen werden dürfen

H. 42. Die Streichung des Paragraphen wird vorgeſchlagen.
46. „Der Bundesgewalt ſteht über Bankweſen und die Ausgabe

von Papiergeld die Erlaſſung allgemeiner Geſetze und die Oberaufſicht zu.“
H. 49. „Die Bundesgewalt hat das Recht, inſoweit die ſonſtigen

Einkünfte nicht ausreichen Matricularbeiträge aufzunehmen.
H. 53. Anſtatt der Worte im dritten Abſatze: „Wenn die Regierung

eines deutſchen Staates die Verfaſſung deſſelben eigenmächtig aufhebt oder
verändert wird vorgeſchlagen „Wenn die Verfaſſung eines deutſchen
Staates gewaltſam oder einſeitig aufgehoben oder verändert wird.

54. Ueber die Vertheilung der durch Maßregeln zur Wahrung des
öffentlichen Friedens entſtehenden Koſten wird in Bundesexecutionsordnung
das Nähere feſtzuſtellen ſein.

J. 55. Der Bundesgewalt muß die Befugniß erhalten werden im
Wege der allgemeinen Geſetzgebung auch über das Vereins- und Verſamm-
lungsrecht Anordnungen zu treffen.

58. Die Streichung der zweiten Hälfte des Pragraphen wird vor
geſchlagen.

Frankfurt a. M., den 23. Februar 1849.
Camphauſen, Bevollmächtigter für Preußen.
Jordan, Bevollmächtigter für Kurheſſen, unter Vorbehalt et

waiger weiterer Bemerkungen.
Eigenbrod, für Großherzogthum Heſſen.
Liebe, Bevollmächtigter für Braunſchweig.
von Scherff, Bevollmächtigter für das Großherzogthum Luxemburg, mit Vorbehalt etwa noch nachzubringender r

Seebeck, Bevollmächtigter für das Herzogthum SachſenMeinin-
genHildburghauſen.

v. Stein, für Coburg-Gotha.
Freiherr v. Holzhauſen, für Hohenzollern, Reuß und Heſ-

ſen Homburg.
Mosle für Oldenburg.
g ancke für Schleswig Holſtein.

arſten für beide Mecklenburg.
Hergenhahn für Naſſau.
Brehmer für Lübeck.
Smidt für Bremen.
Kirchenpauer für Hamburg.
Petri für Waldeck und Lippe.
Cruciger für Sachſen-Altenburg.
Karlowa für Schaumburg-Lippe.
A. Vierthaler, Bevollmächtigter für Anhalt Deſſau und Kö

then, mit Hinweiſung auf meine dem hohen Reichsminiſterium
unterm 19. l. M. abgegebene Erklärung und unter ausdrückli
chem Feſthalten an dieſelbe.

C. Welcker für Baden; nachträglich, mit ausdrücklicher Be
zugnahme auf die bereits übergebenen Bemerkungen der badiſchen
Regierung insbeſondere zu S. 34 und 35, ſodann auf die hier
angelegten Gegenbemerkungen zu den S. 19, 25, 26 und 32.

Zu berückſichtigen die beſondere Bemerkung zu H. 35.
Desgleichen zu G. 41.

3) Alle diejenigen jungen Leute, welche
ſich vorubergehend in irgend einem Ge-
ſinde-Dienſte, oder als Gehuülfen, Ge
ſellen, Lehrburſchen c. hierſelbſt auf
halten und außerhalb hieſiger Stadt im
Jnlande
a) in dem Zeitraume vom 1. Januar

bis 31. December 1829 geboren ſind,
b) dieſes Alter bereits uüberſchritten, ſich

aber noch nicht vor einer Kreis Aus-
hebungs Behörde zur Muſterung ge
ſtellt haben und



o) ſich zwar geſtellt, über ihr Militair
Verhältniß zur Zeit jener frühern Ge
ſtellung, wegen zeitiger koörperlicher
Unbrauchbarkeit, einſtweilige Berück-
ſichtigung, aber noch keine feſte Be
ſtimmung erhalten haben,

wobei die über ihr Alter ſprechenden und
etwanige fruhere Beſtimmung über ihr Mi-
litair- Verhältniß beurkundenden Atteſte
vorzulegen ſind, werden hiermit aufgefor
dert, ſich ſofort und ſpäteſtens vom

7. bis inel. 10. März 1849
in den Vormittagsſtunden von S bis 12
Uhr, in den Nachmittagsſtunden von 2
bis 6 Uhr bei dem Herrn Stadt- Rath
Adlung auf hieſigem Rathhauſe zur Ein
tragung in die StammRolle zu melden.

Ausgeſchloſſen von perſönlicher Meldung
reſp. Eintragung in die Stamm-Rolle blei-
ben diejenigen im Jahre 1829 in der Stadt
Halle gebornen, ſowie die ſich hierſelbſt
aufhaltenden, außerhalb Halle im Jn-
lande gebornen Studirenden, Gymnaſia-
ſten c. welche bereits auf Grund eines
von hier aus oder reſp. ihrer Heimaths-
Behoörde extrahirten Meldungs Atteſtes die
Vergünſtigung des einjährigen freiwilligen
Militair-Dienſtes durch eine Königl. De-
partementsPrufungs- Kommiſſion erhalten
haben und entweder als zeitig untauglich
zurückgeſtellt ſind, oder bereits dienen des-
gleichen Diejenigen, welche auf die ge
woöhnliche geſetzliche Dienſtzeit bei einem
Truppentheile nachgewieſenermaßen bereits
freiwillig eingetreten ſind; wogegen alle
Diejenigen, im Jahre 1829 gebornen, zur
Zeit auf der Wanderſchaft befindlichen und
mit Erlaubniß dazu bis 1. Juni 1849
dieſſeits verſehenen Militairpflichtigen auf-
gefordert werden, bis zu den obigen Ter-
minen ungeſäumt hierher zurückzukehren,
oder durch ihre Angehoörige glaubhaft nach-
weiſen zu laſſen, daß ſie ſich bei einer an
dern Kreis-Erſatz- Kommiſſion des Jnlan-
des zur Genügung ihrer Miltitairpflicht ge-
meldet haben.

Schließlich mache ich noch darauf auf-
merkſam, daß alle diejenigen, welche der
vorſtehenden Aufforderung nicht nachkom-
men, oder ſich über die unterlaſſene Mel-
dung nicht genügend zu entſchuldigen ver
mögen nach den deshalb beſtehenden ge-
ſetzlichen Beſtimmungen, ihrer etwanigen
Reklamations Grunde verluſtig werden,
und wenn ſie ſpater zum Militair- Dienſte
tauglich befunden werden ſollten, vor al-
len andern Militairpflichtigen zu demſelben
eingeſtellt werden ſollen.

Halle, d. 26. Februar 1849.
Der Ober Bürgermeiſter

Bertram.
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Nachverzeichnete Briefe ſind an die de
ſignirten Empfänger nicht zu beſtellen ge-
weſen und deshalb zuruckgeſchickt worden.
Die Abſender werden zur ſchleunigen Abho-
lung und Ausloöſung hiermit aufgefordert.

1) An den Stellmachermſtr. Mühl-
pforth in Delitzſch. 2) An den Hand
arbeiter Schneider in Kroſigk. 3) An
Hrn. Dr. Holtzinger in Nebra. 4) An
Hrn. Refer. Schrödter in Breslau.
5) An Hrn. Stud. Kruſemark in Ber-
lin. 6) An Hrn. Dr. med. Ruhbaum
daſelbſt. 7) An Heinrich Aey in Pirna.
8) An Hrn. Falkenthal hier. 9) An
Hrn. Amtm. Schwarz hier. 10) An
Hrn. Carl Hoppenhack in Hayn bei
Stolberg i. H. 11) An den Schneidermſtr.
Chriſt. Kamm in Siegelsdorf. 12)
An Frl. Bertha Grieſe in Lübbenau.
13) An Hrn. H. Meyfert in Gotha.
14) An den Kellner Taute in Weimar.
15) An den Oekonom Schäfer in Wei-
ßenfels. 16) An Hrn. Amtm. Dede-
kind in Lauchſtädt nebſt 1 Packet H.
A. D. 26 Loth. 17) An Hrn. Jmanuel
Herrmann in Berlin. 18) An Hrn.
Revierjager Dietrich in Schkopau bei
Merſeburg. 19) An Hrn. Pr. Ruloff
in Dresden. 20) An Frau Johanne
Schulzen in Potsdam. 21) An den
Maler Buſſe in Nordhauſen. 22) An
Friederike Weiner in Friedersdorf
bei Greiffenberg. 23) An Hrn. Refer.
Wilhelmi in Endorf bei Aſchersleben.
24) An Carl Thielicke in Saarbrük-
ken. 25) An den Maler Böhme in Lö-
bejuün. 26) An den Fleiſcher Schramm
in Prittiſch. 27) An den Garde-Wehr-
mann Chriſt. Rühlmann in Aken.
28) An Frl. Henriette Heidenreich
in Rachwitz. 29) An Frl. Johanne
Ziege in Weißenfels. 30) An Herrn
Amtm. Hildebrand in Artern. 31)
An den Conducteur Oeſterreich in Ar-
tern. 32) An den Fuhrm. Joh. Andr.
Kramer in Querfurt. 33) An Hrn.
Jul. Müller in Nordhauſen 34)
An Henriette Großpeter in Ber-
lin.
in Pöllſtedt bei Gotha. 36) An den
Polizei-Sergeant Heſſe in Puckau. 37)
An Frau Preuſen hier.
Amitsboten Bergel in Schafſtedt. 39)
An Hrn. Franz Klöpſch in Taucha.
40) An Ferd. Mitmaer in Dresden
mit 2 A KA. 41) An Haupt's Witt-
we in Staßfurth. 427) An Hrn. S.
Rothenſtein in Leipzig. 43) An Au-
guſte Tittmar daſelbſt.

Halle, den 27. Februar 1849.
Königl. Ober-Poſt-Amt.

Göſchel.

Gebauerſche Buchdruckerei.

35) An den Müuhlenbeſ. Billhardt

38) An den

Bimstein- Seife
in drei verſchiedenen Sorten:

No. 1 fein u. parfumirt, für Perſonen,
welche eine zarte Haut haben, auch
furs Geſicht paſſend das Stück 4

No. 2 auch parfumirt, zum gewohnli-
chen Gebrauche für Jedermann, das

No. 3 für Gewerbtreibende, in die Kuü-
che c. und überhaupt fur ſolche Perſo
nen, die ſich bei ihrer Beſchaftigung

ſehr beſchmutzen, das Stück 1
Dieſe vorzügliche Seife bewirkt eine ſo
vollkommene Reinigung, wie ſie keine
andere Seife leiſtet und verdient alle Em-
pfehlung. Jn Kommiſſion ſtets zu haben
bei Herrn G. F. Bretſchneider in
Halle, Frankensplatz Nr. 1727.

E. Oeſer in Leipzig,
Fabrikant.

en

Freitag den 2. März Abends punkt
7 Uhr Verſammlung des Ge-
ſammt-Handwerker- Vereins auf
dem Kuühlenbrunnen.

Der Vorſtand.
Lehrlings-Geſuch.

Ein junger Mann von guter Erziehung
und mit guten Schulkenntniſſen kann ſo
fort oder zum 1. April in einem hieſigen
Material Waaren-Geſchaft als Lehrling
eine Stelle finden. Näheres ſagt

A. Pfannenberg in Halle,
Ranniſche Straße.

Ver änderungshalber bin ich geſonnen,
das Ackerſtuück, nahe an Rothenburg ge-
legen, der Schnurlatz genannt, fur den
feſten Preis von 200 Preuß. Cour.
zu verkaufen. Unterhandler werden hier-
bei verbeten. Der Schulze Wittſack.

Zur Führung einer kleinen Wirthſchaft,
ſo wie Verrichtung ſämmtlicher damit ver-
bundenen Arbeiten, als auch hauptſachlich
zur Erziehung zweier noch unerwachſenen
Kinder, wird zum 1. April d. J. eine ſich
dazu qualifizirende Perſon möglichſt von
außerhalb durch die Expedition des Cou-
riers geſucht. Diesfallſige Adreſſen mit
D. K. bezeichnet, werden franco erbeten.

Halle, den 26. Februar 1849.
ne

Familien- Nachrichten
Todes- Anzeige.

Am 27. d. M. früh 13 Uhr ſtarb nach
8tägigem Krankenlager an Altersſchwache
unſer guter Vater und Bruder, der Pre-
diger Fromme zu Siersleben, im
77. Lebensjahre. Dies zur Nachricht ſei
nen vielen Freunden und Bekannten.

Siersleben, d. 28. Febr. 1849.
Die Hinterbliebenen.
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